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Die Privatisierung der öffentlichen Arbeitsvermitt-
lung: Erfahrungen aus Australien, den Niederlan-
den und Großbritannien

Oliver Bruttel*

Nicht nur in Deutschland, auch international ist die Reform der Arbeitsverwaltung ein
viel beachtetes Thema. Dabei setzen einige Länder nicht auf interne Organisationsver-
änderungen, wie dies bei der Bundesagentur für Arbeit vorwiegend der Fall ist, son-
dern vielmehr auf die funktionelle Privatisierung der Arbeitsvermittlung. Bei der auch
als Contracting-out bezeichneten funktionellen Privatisierung ersetzt die Beauftragung
privater Anbieter mit der Vermittlung von Arbeitslosen weitgehend die öffentlichen
Arbeitsämter. In diesem Zusammenhang ist besonders das australische Modell in den
letzten Jahren thematisiert worden. Aber auch in den Niederlanden wurde eine ähnlich
radikale Reform umgesetzt, so dass nun private Anbieter für schwer vermittelbare
Personengruppen zuständig sind. Die britischen Employment Zones sind ebenfalls ein
interessantes Beispiel für eine Beauftragung privater Anbieter mit der Vermittlung
von Langzeitarbeitslosen.

Der vorliegende Artikel untersucht die Auswirkungen des Contracting-out anhand der
vier Kriterien Effizienz, Wirtschaftlichkeit, Effektivität und Gerechtigkeit (3- bzw. 4-
E-Konzept), die der New-Public-Management-Forschung entliehen sind. Die Arbeit
stützt sich auf 76 Experteninterviews und Informationsgespräche in den drei Ländern.
Zudem wurden Vertragsdokumente und andere Primärquellen ausgewertet sowie die
existierende Sekundärliteratur berücksichtigt.

In der Summe scheinen private Anbieter Vorteile in allen vier Dimensionen zu haben.
Die Effizienz kann durch Wettbewerbsanreize, ergebnisabhängige Vergütung sowie
eine nachhaltige Performanzmessung gesteigert werden. Durch eine moderne Perso-
nalpolitik und die Freiräume privater Anbieter beim Einkauf von zusätzlicher Exper-
tise für ihr Fallmanagement kann eine erhöhte Wirtschaftlichkeit erreicht werden. Die
Effektivität der Vermittlung wird besonders durch die Flexibilität der Anbieter gestei-
gert. Der Gefahr privater Anbieter zum Rosinenpicken kann durch verschiedene Me-
chanismen (z.B. Performanzmessung, Differenzierung der Zielgruppen oder Einbin-
dung der Arbeitssuchenden in die Qualitätskontrolle) vielleicht besser sogar als in
einer öffentlichen Arbeitsverwaltung entgegengewirkt werden. Die zunehmende Ver-
breitung des Contracting-out in anderen als den hier untersuchten Ländern (z.B. Bel-
gien, Dänemark) sollte Anlass sein, auch in Deutschland eine offene Diskussion über
diesen Reformansatz zu führen.

* Dieser Beitrag basiert auf den Ergebnissen meiner Dissertation (Bruttel 2005b). Für wertvolle Anregun-
gen und Kritik zum Manuskript für diesen Artikel danke ich Holger Schütz und Christoph Hilbert sowie
zwei anonymen Gutachtern. Günther Schmid danke ich für die intensive Betreuung während meiner Promo-
tionszeit am Wissenschaftszentrum Berlin für Sozialforschung (WZB).
Der Beitrag liegt in der alleinigen Verantwortung des Autors. Er wurde im Februar 2005 eingereicht und
nach der Begutachtung und Revision im Juli 2005 zur Veröffentlichung angenommen.
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3.1 Australien

1 Einleitung

Spätestens seit der Hartz-Kommission gilt die Mo-
dernisierung der Bundesagentur für Arbeit (BA) als
eines der wichtigsten Projekte der deutschen Ar-
beitsmarktpolitik. Im Zentrum steht die Steigerung
von Effizienz und Effektivität bei der Leistungser-
bringung in der öffentlichen Arbeitsverwaltung. Da-
bei ist konsequenterweise auch die Aufgabenprivati-
sierung, wie sie in anderen Bereichen öffentlicher
Dienstleistungen geprüft und teilweise vollzogen
wurde, zu diskutieren. Eine derartig umfassende Re-
organisation wurde hingegen nicht in den Abschluss-
bericht der Hartz-Kommission aufgenommen.1

Bei den Aufgaben der öffentlichen Arbeitsverwal-
tung wird typischerweise zwischen der Arbeitsver-
mittlung, der Verwaltung und Auszahlung der Ar-
beitslosenunterstützung (Existenzsicherung) und
der aktiven Arbeitsmarktpolitik unterschieden
(OECD 2001b).2 In diesem Artikel geht es vor al-
lem um die Funktion der Arbeitsvermittlung. Wie
sich zeigen wird, scheint vor allem die Vermittlung
von (Langzeit-) Arbeitslosen eine Aufgabe zu sein,
die für eine Vergabe an private Anbieter in Frage
kommt. Die zentrale Registrierung offener Stellen
stellt sich hingegen ebenso wie die allgemeine Trans-
parenz am Arbeitsmarkt als eine auch weiterhin
staatlich zu erbringende Aufgabe dar.

1 Vgl. Jann/Schmid (2004) für die Darstellung und eine erste Zwi-
schenbilanz der Umsetzung des Hartz-Kommissionsberichtes.
2 Andere Kategorisierungen zählen auch noch die Arbeitsmarkt-
information zu den Aufgaben der öffentlichen Arbeitsverwaltung
(Thuy/Hansen/Price 2001). Die Hartz-Kommission (2002) stellte
vor allem zwei Kernbereiche Ð Arbeitsvermittlung und Leis-
tungsverwaltung Ð in den Vordergrund.
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Neben der zu privatisierenden Aufgabe ist auch der
Begriff der Privatisierung selbst näher zu definieren.
Es lassen sich verschiedene Formen von Privatisie-
rung unterscheiden (Schuppert 1995): Organisati-
onsprivatisierung, Vermögensprivatisierung, materi-
elle Privatisierung, Finanzierungsprivatisierung und
funktionelle Privatisierung. Unter Organisationspri-
vatisierung wird eine rein formale Privatisierung
verstanden, bei der staatliche Aufgaben durch eine
Eigengesellschaft des Privatrechts (GmbH, AG) er-
füllt werden. Mit Bund, Land oder Kommune als
alleinigem Gesellschafter bleibt die Aufgabe jedoch
letztlich bei der öffentlichen Hand (z.B. Deutsche
Bahn). Die Vermögensprivatisierung umfasst die
Übertragung staatlichen Eigentums an Private. Hie-
runter fallen besonders Liegenschaften und Staats-
unternehmen, wie beispielsweise Telekom und Post.
Eine echte Aufgabenverlagerung findet hingegen
bei der materiellen Privatisierung statt. Der Staat
zieht sich sowohl aus der Verantwortung für die
Aufgabendurchführung als auch aus der Gewähr-
leistung zurück. Als vierte Form ist die Finanzie-
rungsprivatisierung zu nennen, bei der es sich um
die private Finanzierung öffentlicher Investitionen
handelt, die teilweise auch mit direkten Eigentums-
vorbehalten (wie z.B. beim Leasing) verbunden ist.
Die letzte Ð und für diesen Beitrag relevante Ð Pri-
vatisierungsform ist die funktionelle Privatisierung.
Hierunter ist die Übertragung des Aufgabenvollzugs
auf ein echtes Privatrechtssubjekt zu verstehen; Auf-
gabenzuständigkeit und Aufgabenverantwortung
(einschließlich der Finanzierung) verbleiben bei ei-
nem Träger der öffentlichen Verwaltung.

Die bekannteste Form der funktionellen Privatisie-
rung ist das Contracting-out, bei dem private Anbie-



Oliver Bruttel Die Privatisierung der öffentlichen Arbeitsvermittlung

ter direkt mit öffentlichen Aufträgen versehen wer-
den, um für einen bestimmten Personenkreis
Dienstleistungen zu erbringen.3 Die Trennung in ei-
nen öffentlichen Auftraggeber und private Auftrag-
nehmer gilt dabei als einer der wichtigsten Schlüssel
zur Performanzverbesserung. Dem Contracting-out
liegt damit auch die Idee der Schaffung eines Mark-
tes für öffentliche Dienstleistungen zu Grunde. Da
es sich angesichts der weiterhin bestehenden staatli-
chen Regulierung jedoch nur um einen einschränk-
ten Markt handelt, hat sich der Begriff des Quasi-
Marktes eingebürgert (Le Grand/Bartlett 1993;
Struyven/Steurs 2005).

Während Mitte der 1980er Jahre international die
Monopolstellung der öffentlichen Arbeitsverwal-
tung bei der Vermittlung von Arbeitskräften vor-
herrschend war, kam es bis 1990 zu einer weitgehen-
den Liberalisierung im Sinne einer regulierten oder
freien Koexistenz der öffentlichen und privaten Ar-
beitsvermittlung (Walwei 1996a). Seitdem ist ein
weiteres Jahrzehnt vergangen, und es zeichnet sich
eine neue Tendenz ab. Zunehmend werden private
Anbieter mit der Arbeitsvermittlung für Leistungs-
empfänger, also einer der Kernaufgaben der öffent-
lichen Arbeitsverwaltung, beauftragt (Sol/Wester-
veld 2005). Es handelt sich dabei nicht mehr um
eine ergänzende Dienstleistung, wie z.B. bei der
Förderung der beruflichen Weiterbildung oder dem
Vermittlungsgutschein, sondern vielmehr um die
vollständige Übernahme der Arbeitsvermittlung
und damit die Substitution der staatlichen Arbeits-
verwaltung in diesem Bereich. Unbenommen davon
ist die staatliche Arbeitsverwaltung weiterhin für die
Leistungszahlungen zuständig.

Australien und die Niederlande sind die bedeutends-
ten Beispiele dieser neuen Entwicklung. In Austra-
lien wird die gesamte Arbeitsvermittlung von priva-
ten Anbietern durchgeführt, die vom Arbeitsministe-
rium dafür beauftragt werden. Die Niederlande ha-
ben die Zuständigkeit für alle marktfernen Kunden,
d.h. für alle, von denen nicht zu erwarten ist, dass sie
innerhalb von sechs Monaten eine neue Stelle finden,
an private Anbieter überführt. In Großbritannien
wiederum sind in dreizehn Modellbezirken (Employ-
ment Zones) private Anbieter für die Vermittlung
von Langzeitarbeitslosen (über 18 Monaten) zustän-
dig und treten dabei an die Stelle von Jobcentre Plus.
Es scheint sich also eine öffentlich-private Aufgaben-
teilung zwischen marktnahen und marktfernen Leis-
tungsempfängern abzuzeichnen.

3 Als alternative Form der funktionellen Privatisierung wäre auch
ein Gutscheinsystem denkbar, bei dem es nicht zur direkten Be-
auftragung der privaten Anbieter über Vertragsvergaben kommt.
Zu Gutscheinen für öffentliche Dienstleistungen am Arbeits-
markt am Beispiel des Bildungsgutscheins vgl. Bruttel (2005a).
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In diesem Artikel werden die Erfahrungen der drei
Länder vergleichend analysiert. Die Ausführungen
stützen sich auf 76 Experteninterviews und Informa-
tionsgespräche, intensive Dokumentenanalyse und
Sekundärliteratur. Im folgenden Abschnitt werden
zunächst die theoretischen Beurteilungskriterien für
einen Erfolg des Contracting-out diskutiert. Ab-
schnitt 3 beschreibt knapp die institutionellen Rah-
menbedingungen in den drei Ländern. Angesichts
der längsten Erfahrungen mit dem Contracting-out
wird der Schwerpunkt auf Australien liegen. In Ab-
schnitt 4 werden die Erfahrungen der drei Länder
vor dem Hintergrund des 4-E-Konzeptes diskutiert.
Abschnitt 5 schlägt als Folge der Untersuchung eine
Trennung der öffentlich-privaten Zuständigkeiten
entlang marktnaher und marktferner Arbeitssu-
chender vor. Der Artikel schließt mit Schlussfolge-
rungen für weitere Forschungsfragen und die Impli-
kationen der internationalen Entwicklungen für die
deutsche Reformdebatte ab.

2 Beurteilungskriterien und Prob-
leme des Contracting-out

Als Maßstab zur Beurteilung von Verwaltungsrefor-
men lassen sich in der Literatur Ð besonders mit
Blick auf das Contracting-out der Arbeitsvermitt-
lung Ð eine Reihe einheitlicher Kriterien erkennen
(Le Grand/Bartlett 1993; Struyven/Steurs 2005; Sa-
lamon 2002). Dabei erscheint das aus der New-Pub-
lic-Management-Forschung stammende Konzept der
3 E als das umfassendste, insofern sich die meisten
der von anderen Autoren vorgeschlagenen Kriterien
darunter subsumieren lassen. Die hiesige Bewertung
wird sich daher am Konzept der 3 E (Effizienz (effi-
ciency), Wirtschaftlichkeit (economy), Effektivität
(effectiveness)), ergänzt um das für den vorliegen-
den Sachverhalt wichtige Kriterium der Gerechtig-
keit (equity), orientieren (Naschold et al. 1996; Sala-
mon 2002; Mosley/Schütz/Schmid 2003: 26).

2.1 Effizienz

Effizienz kann als das Verhältnis zwischen erzieltem
Ergebnis und eingesetzten Mitteln verstanden wer-
den. Dabei wird öffentlichen Unternehmen und
Verwaltungen im Allgemeinen sowohl eine gerin-
gere (interne) X-Effizienz als auch eine geringere
(gesamtwirtschaftliche) allokative Effizienz unter-
stellt. Als Begründungen dienen mangelnde Wettbe-
werbsanreize, öffentliche Anbietermonopole und
fehlende Eigentumsrechte (Mosley/Schütz/Schmid
2003: 25; Nowotny 1999: 232).
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Als Gegenentwurf hierarchischer Strukturen gilt da-
bei der private Markt, in dem perfekter Wettbewerb
herrscht (Williamson 1985). Dieser funktionierende
Wettbewerb ist jedoch in vielen Fällen nicht vorhan-
den, wodurch die Auslagerung öffentlicher Dienst-
leistungen oftmals scheitert. Denn bei einer gerin-
gen Anbieterzahl fehlt gerade der Wettbewerb, mit
dem die Befürworter von Privatisierungen Effizi-
enzsteigerungen begründen (Sclar 2000). Deshalb
erscheint es wichtig, die Marktgegebenheiten einge-
hend zu analysieren. In Zusammenhang mit der
Notwendigkeit eines funktionierenden Wettbewerbs
spielt auch das Konzept des anfechtbaren Marktes
(contestable market) eine wichtige Rolle (Baumol
1982; Fay 1997: 7). Ein anfechtbarer Markt ist als
Markt ohne Eintritts- und Austrittsbarrieren defi-
niert, so dass der Ein- und Austritt von Wettbewer-
bern jederzeit erfolgen kann. Theoretisch ist damit
eine wohlfahrtsoptimale Lösung garantiert, ohne
dass man sich über die Anzahl der tatsächlichen
Wettbewerber sorgen muss. Gleichwohl ist es natür-
lich von Bedeutung, dass ausreichend viele potenzi-
elle Marktteilnehmer vorhanden sind, da ansonsten
eine monopol- oder oligopolartige Struktur entste-
hen kann, welche Wohlfahrtsverluste nach sich zie-
hen würde. Für den Wettbewerb beim Contracting-
out ist schließlich charakteristisch, dass es sich weit-
gehend um einen Wettbewerb für den Markt und
nicht Ð wie z.B. bei Gutscheinen Ð im Markt han-
delt (Domberger 1998: 159). Deshalb sind die Be-
wertungskriterien für die Auswahl der Anbieter
ebenfalls ein entscheidender Parameter.4

Einen zweiten theoretischen Ausgangspunkt für die
Ineffizienz öffentlicher Arbeitsverwaltungen stellt
die Theorie der Verfügungsrechte dar (Picot/Wolff
1994; Richter/Furubotn 1996; Ebers/Gotsch 1999).
Die Theorie der Verfügungsrechte postuliert, dass
eine direktere Zuordnung der Verfügungsrechte an
einer Ressource zu einer effizienteren Nutzung die-
ser führen, da der Rechtsinhaber durch sein Verhal-
ten direkten Einfluss auf den Nutzengewinn aus die-
ser Ressource hat.5 Je verdünnter die Rechte jedoch

4 Aus theoretischer Sicht liegt hier das Problem der adversen Se-
lektion innerhalb einer Prinzipal-Agent-Beziehung vor. Hierunter
werden Fälle gefasst, bei denen die Entscheidungen einer Ver-
tragspartei von deren privaten Informationen, z. B. über die Qua-
lität eines Produktes oder einer Dienstleistung, begünstigt werden
und die andere Vertragspartei dadurch zu Schaden kommt. Als
wichtiges Instrument, um dieses Risiko zu minimieren, dient das
Screening. Dabei geht es hinsichtlich des Contracting-out in erster
Linie darum, möglichst aussagekräftige Informationen über die
Qualität der Anbieter vor Vertragsabschluss zu erhalten.
5 Man unterscheidet der Rechtstradition nach vier Einzelrechte,
aus denen sich Verfügungs- bzw. Eigentumsrechte zusammenset-
zen können: das Recht, (1) die Ressource zu nutzen (usus), (2)
die Ressource zu verändern (abusus), (3) die Erträge einzubehal-
ten (usus fructus) sowie (4) die Ressource an Dritte zu veräußern
(Liquidationsrecht).
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sind (z.B. in einer managergeführten Aktiengesell-
schaft oder in einem öffentlichen Unternehmen),
desto weniger effizient ist der Umgang mit dem Ei-
gentum. Durch die Schaffung von sog. Eigentums-
surrogaten (z.B. ergebnisabhängige Vergütung) soll
versucht werden, diese Verdünnung derart umzuge-
stalten, dass beispielsweise der beauftragte Manager
die Ressource behandelt wie sein Eigentum. Die er-
gebnisabhängige Vergütung ist jedoch ihrerseits
nicht unproblematisch, wie die nachfolgenden Aus-
führungen noch zeigen werden.6

Die zwei wesentlichen Formen ergebnisabhängiger
Vergütung sind No-Cure-No-Pay und No-Cure-Less-
Pay. Bei No-Cure-No-Pay erfolgt die Vergütung
vollständig erfolgsabhängig. Bei No-Cure-Less-Pay
hingegen erhält der Anbieter zunächst eine erfolgs-
unabhängige Grundzahlung. Eine volle Vergütung
erfolgt nur bei einer erfolgreichen Vermittlung. Aus
theoretischer Sicht ist diese Kombination von
Grund- und ergebnisabhängiger Vergütung Folge
des Zielkonfliktes zwischen optimaler Anreizset-
zung und der Risikoneigung der Anbieter im Sinne
der Prinzipal-Agent-Theorie (Sappington 1991; Gib-
bons 1998). Bei No-Cure-No-Pay-Verträgen ist bei
risikoaversen Anbietern aufgrund der hohen Vari-
anz zwischen Erfolg und Misserfolg von einer ent-
sprechend höheren Risikoprämie auszugehen. Die
erhöhten Angebotspreise dienen dazu, im Erwar-
tungswert (mit entsprechendem Risikoaufschlag)
weiterhin einen konstanten Gewinn zu erzielen.
Diese Risikoprämie kann durch eine schrittweise
Vergütung (No-Cure-Less-Pay) allerdings gesenkt
werden, wodurch auch der gesamte Angebotspreis
im Erwartungswert reduziert werden würde (Eisen-
bach 2004: 120).

Ein Grundproblem, das in Zusammenhang mit den
Vergütungsstrukturen regelmäßig auftritt, ist die
Orientierung der Vergütung an der Bruttoeffektivi-
tät der Vermittlungsaktivitäten. In der Regel wer-
den alle Eingliederungen entlohnt, obwohl ein Teil
der Vermittlungen auch ohne Mitwirkung der An-
bieter zustanden gekommen wäre. Eine ideale An-
reizstruktur müsste hingegen jene Anbieter am
höchsten entlohnen und bewerten, die den größten

6 Die allgemein als Prinzipal-Agent-Beziehung zu charakterisie-
rende Aufteilung in Auftraggeber und Auftragnehmer birgt in
theoretischer Hinsicht das Risiko des Moral Hazard. Mit Moral
Hazard wird das opportunistische Verhalten nach Vertragsab-
schluss beschrieben. Durch die Informationsasymmetrie ist es
dem Prinzipal (Auftraggeber) nicht möglich, den Arbeitseinsatz
des Agenten (Auftragnehmer) direkt zu beobachten. Meist sind
nur die Ergebnisse des Arbeitseinsatzes ablesbar, z. B. die Anzahl
der Vermittlungen in Beschäftigungsverhältnisse mit einer be-
stimmten Dauer. Diese Ergebnisse sind aber nur lückenhafte Er-
satzindikatoren für den Arbeitseinsatz, da sie durch exogene Fak-
toren beeinflusst werden können (Sappington 1991).
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Beitrag zur Verbesserung der Situation eines Ar-
beitslosen leisten. Wesentlicher Vergütungsmaßstab
müsste also der Nettoeffekt (Zusatznutzen) der
Dienstleistung auf die Situation des Arbeitslosen
sein. Eine einheitliche Entlohnung nimmt implizit
an, dass alle Teilnehmer von der Betreuung densel-
ben Nutzen (in Form von zusätzlichem Einkommen)
beziehen. Indem die Vergütung somit aber nicht die
individuelle Nettowirkung, sondern die Bruttoer-
gebnisse als Grundlage heranzieht, ermutigt sie die
Anbieter, solchen Personen zu helfen, für die eine
hohe Eingliederungswahrscheinlichkeit besteht, un-
abhängig davon, ob die Betreuung einen Einfluss
darauf hat oder nicht. Derartiges Verhalten wird als
Creaming (Rosinenpicken) bezeichnet (Heckman/
Heinrich/Smith 2002: 788). Als Kehrseite des Crea-
ming bezeichnet Parking die bewusste Reduzierung
der Betreuung für schwierige Kunden. Aus prakti-
scher Sicht erscheint eine vollkommen individuelle
Zuordnung des Nettonutzens als wenig sinnvoll. Ge-
winnbringend kann jedoch die Einteilung der Ar-
beitssuchenden in möglichst homogene Gruppen
sein, an die dann die Vergütung geknüpft wird. Das
hierzu nötige Profiling hat dabei in den letzten Jah-
ren große Fortschritte gemacht (Hasluck 2004).7

Als dritter Effizienztreiber Ð neben Wettbewerb
und ergebnisabhängiger Vergütung Ð kann schließ-
lich die Performanzmessung gesehen werden. Die
Performanzmessung erfolgt in der Regel als Bench-
marking, d.h. dem relativen Leistungsvergleich zwi-
schen verschiedenen Anbietern unter Berücksichti-
gung exogener Faktoren wie Arbeitsmarktbedin-
gungen und persönlichen Merkmalen der Teilneh-
mer (vgl. auch Mosley/Schütz/Schmid 2003; Hilbert
2004; Blien et al. 2004). Dadurch, dass die erzielten
Eingliederungsquoten aus der Vergangenheit für
eine erneute Auftragsvergabe relevant sind, entsteht
die Situation eines wiederholten Spiels. Dies stellt
einen weiteren Anreiz für eine effiziente Leistungs-
erfüllung dar (Axelrod 1984).

2.2 Wirtschaftlichkeit

Unter der Wirtschaftlichkeit werden „die Konditio-
nen und die Art und Weise der Beschaffung von
Humankapital und Material verstanden. Eine wirt-
schaftlich arbeitende Organisation beschafft diese
Faktoren in ausreichender Menge und Qualität und
zu den geringsten Kosten“ (Mosley/Schütz/Schmid
2003: 26). Beim Contracting-out wird vermutet, dass
durch private Anbieter aufgrund einer vom öffentli-

7 Vgl. hierzu auch die Ergebnisse der internationalen IAB-Fach-
konferenz „Profiling for Better Services“ im Januar 2005.
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chen Sektor unterschiedlichen Personalpolitik eine
erhöhte Mitarbeitervielfalt und damit neue Qualifi-
kationen in die Dienstleistungserfüllung eingebracht
würden (Thuy/Hansen/Price 2001: 127). Gleichzeitig
ist daran zu denken, dass im privaten Sektor auch
viele der Privilegien öffentlicher Angestelltenver-
hältnisse nicht gültig sind (Gregory/Borland 1999).
Beide Faktoren können dazu dienen, die Wirtschaft-
lichkeit der Arbeitsvermittlung zu steigern.

2.3 Effektivität

Mit Effektivität wird allgemein die Wirksamkeit ei-
ner Maßnahme beschrieben („Tun wir die richtigen
Dinge gemäß den gesetzten Zielen?“). Beim Con-
tracting-out steht zunächst die Eingliederung von
Arbeitssuchenden im Mittelpunkt. Für die Evalua-
tion der Performanz von öffentlichen Arbeitsver-
mittlungen (bzw. aktiver Arbeitsmarktpolitik) las-
sen sich drei Ansätze unterscheiden. Erstens kön-
nen auf einer aggregierten Ebene Strukturdaten,
wie z.B. Marktanteile der öffentlichen Arbeitsver-
waltung, Zahl der offenen Stellen oder auch Ver-
mittlungen in Beschäftigung, erhoben werden (Wal-
wei 1996b). Zweitens besteht die Möglichkeit, in
Mikrostudien die individuelle Programmwirkung
für die Teilnehmer zu messen (Martin/Grubb 2001;
Hujer/Caliendo 2001; Schmidt et al. 2001). Schließ-
lich kann drittens eine aggregierte Wirkungsanalyse
vorgenommen werden, die die Auswirkungen der
Programme unter Einbezug des gesamten Arbeits-
marktes analysiert (De Koning/Mosley 2001; Hujer/
Caliendo 2001).

In der tatsächlichen Umsetzung ergeben sich für die
aufgezeigten Untersuchungsdesigns im vorliegenden
Zusammenhang jedoch grundsätzliche Probleme.
Längsschnittvergleiche für alle drei Methoden schei-
tern in der Regel an teilweise fundamentalen Verän-
derungen von Parametern in Zielgruppendefinition,
Ergebniserfassung und Programmzuschnitt oder
schlicht fehlenden Zahlen (OECD 2001a; Eardley/
Abello/MacDonald 2001: 18). Diese Einschränkung
bei Längsschnittvergleichen wurde auch von allen
befragten nationalen Wissenschaftlern bestätigt. Es
ist bezeichnend, dass es dazu weder in Australien
noch in den Niederlanden wissenschaftlich fundierte
Arbeiten gibt.

Für einen validen Querschnittsvergleich der indivi-
duellen Programmwirkung zwischen privaten An-
bietern auf der einen und der staatlichen Arbeits-
verwaltung auf der anderen Seite wären die gleich-
zeitige Existenz beider Organisationen und die Be-
treuung gleicher Zielgruppen Voraussetzung. Da
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aber in Australien die Arbeitsvermittlung vollstän-
dig an private Anbieter ausgelagert wurde und in
den Niederlanden CWI und private Anbieter dis-
junkte Zielgruppen bedienen, fehlt es in beiden
Ländern an dieser Voraussetzung. Ein direkter Ver-
gleich zwischen öffentlicher Arbeitsverwaltung und
privaten Anbietern ist lediglich in Großbritannien
möglich, da die Employment Zones nur in dreizehn
Bezirken bestehen, so dass diese mit ähnlichen Job-
centre-Plus-Bezirken gematcht werden können.

Da die direkte empirische Evidenz zur Beurteilung
der Effektivität derzeit noch schwach ist, erscheint
es angemessen, auch qualitative Argumente heran-
zuziehen. Dabei spielt besonders die Entwicklung
maßgeschneiderter Konzepte eine wichtige Rolle,
die unter dem Schlagwort der „Flexiblität“ zusam-
mengefasst werden können: „Flexibility […] is
about giving personal advisers the discretion, tools
and confidence to deal with customers in a tailored
manner which reflects customers’ individual needs“
(Griffiths/Irving/McKenna 2003: i). Wie genau sich
diese Flexibilität äußert, wird im entsprechenden
Abschnitt dargestellt. Insofern bei gegebenem Bud-
get eine höhere Eingliederungsquote erzielt werden
kann, führt dies letztlich zu einer Kosteneffektivität,
die geeignet ist, eine effizientere Leistungsbereit-
stellung zu gewährleisten.

2.4 Gerechtigkeit

Als viertes Kriterium für die Bewertung des Contrac-
ting-out dient im Rahmen dieses Artikels die Ge-
rechtigkeit. Die Diskussion um den Begriff der Ge-
rechtigkeit ist vielschichtig (vgl. z.B. Okun 1975) und
soll für den vorliegenden Sachverhalt nur sehr fokus-
siert aufgegriffen werden. Als Maßstab für Gerech-
tigkeit in Zusammenhang mit der Arbeitsvermittlung
kann gelten, dass sich eine gerechte Dienstleistungs-
erfüllung in erster Linie an den Bedürfnissen der Ar-
beitssuchenden und nicht an Faktoren wie Einkom-
men, sozioökonomischem Status, Geschlecht oder
Herkunft orientiert (Le Grand/Bartlett 1993: 19).
Das größte Bedenken, das bei der Beauftragung pri-
vater Anbieter hervorgebracht wird, ist die Gefahr
des Creaming und Parking von „schwierigen“ Ar-
beitssuchenden bei den privaten Anbietern. Aller-
dings darf aus vergleichender Sicht nicht vergessen
werden, dass beides auch in öffentlichen Arbeitsver-
waltungen zu finden ist (Schütz 2001). Eine gerechte
Aufgabenerfüllung würde also bedeuten, dass es
nicht zu Creaming und Parking kommt. Somit müs-
sen geeignete Vertragsmechanismen gefunden wer-
den, die ein solches Verhalten verhindern können.

In diesem Zusammenhang ist auch die Vollständig-
keit der Verträge zu prüfen (Hart/Schleifer/Vishny
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1997). Denn die Arbeitsvermittlung ist als personen-
bezogene, soziale Dienstleistung in ihrer Beschaf-
fenheit komplexer als andere privatisierte Güter
und Versorgungsdienstleistungen (Mühlenkamp
1999). Dieser Punkt kann zwar an dieser Stelle aus
Platzgründen nicht vertieft werden. Dennoch soll
die wichtige Unterscheidung zwischen Ergebnis-
und Prozessvollständigkeit kurz genannt werden. Im
Gegensatz zum Pflege- und Gesundheitssektor sind
die Ergebnisse der Arbeitsvermittlung gut messbar
(Vermittlung ja oder nein). Allerdings ist es schwie-
riger die Prozesse, die zu diesem Ergebnis führen,
zu spezifizieren. Dies resultiert aus dem grundsätzli-
chen Zielkonflikt des Contracting-out, das ja gerade
darauf abzielt, diese Freiheit bzw. Flexibilität zu ge-
währen, andererseits aber auch eine gerechte
Dienstleistungserbringung gegenüber allen Arbeits-
suchenden gewährleisten sollte.

3 Institutionelle Rahmenbedingun-
gen in den drei Ländern

Obwohl im Detail mit unterschiedlichen Abgrenzun-
gen, gibt Abbildung 1 idealtypisch die institutionelle
Struktur in den drei Ländern wieder. In allen Län-
dern werden auf der einen Seite private Anbieter mit
der Vermittlung für Arbeitslose beauftragt. Auf der
anderen Seite steht eine öffentliche Institution, die
im Rahmen der Aufgabenteilung vor allem für den
Erstkontakt und den Leistungsbezug zuständig ist. In
den drei Ländern haben diese öffentlichen Einrich-
tungen zudem zu einem unterschiedlichen Grad wei-
terhin Verantwortung für die Vermittlung marktna-
her Kunden. In Australien besteht diese nur in der
Bereitstellung von Selbstbedienungsterminals, in den
Niederlanden werden durch CWI marktnahe Ar-
beitssuchende beraten und vermittelt. In Großbritan-
nien wiederum ist Jobcentre Plus auch weiterhin für
die Vermittlung aller Gruppen außer den Langzeitar-
beitslosen in den Employment Zones zuständig. Wie
nachfolgend noch deutlich zu erkennen, sind private
Anbieter volumenmäßig vor allem für marktferne
Arbeitssuchende mit mehreren Vermittlungshemm-
nissen zuständig (vgl. ausführlich Abschnitt 5).

3.1 Australien

Australien hat seine öffentliche Arbeitsverwaltung
nach einer rund fünfjährigen Vorlaufzeit in eine pri-
vatisierte Struktur, das sog. Job Network, überführt.
Seit 1998 dient Centrelink als öffentlicher One-Stop-
Shop, der für alle vom Bund verwalteten Sozialleis-
tungen (z.B. Arbeitslosenunterstützung, Kinder-
geld, Pensionen) zuständig ist (vgl. auch Clasen
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et al. 2001). Für Arbeitslose prüft Centrelink die An-
spruchsberechtigung für die Arbeitslosenunterstüt-
zung (Newstart Allowance), führt mit Hilfe des Job-
seeker Classification Instrument (JSCI) ein Profiling
durch und leitet den Arbeitssuchenden daraufhin zu
einem privaten Anbieter weiter. Die privaten An-
bieter werden vom Department for Employment and
Workplace Relations (DEWR) durch Ausschreibun-
gen im Drei-Jahres-Turnus zentral beauftragt, wobei
die Verträge geographisch in 137 Arbeitsmarktbe-
zirke (Employment Service Areas: ESAs) unterteilt
sind. Für die Auswahl der Anbieter ist deren Fähig-
keit, die Dienstleistung zu erbringen (40%), und die
Fähigkeit, gute Vermittlungsergebnisse zu erzielen
(60%), entscheidend. Das erste Kriterium fasst im
Wesentlichen Input-bezogene Faktoren zusammen
(z.B. die Qualifikation der Mitarbeiter, die Fallma-
nagementmethoden oder die Ausstattung der Büro-
räumlichkeiten), während die Fähigkeit zur Erzie-
lung guter Vermittlungsergebnisse sich vor allem auf
die quantitativ belegte Leistung in der Vergangen-
heit stützt. Ein Preiswettbewerb findet nicht statt,
da die Vergütung vom Ministerium vorab festgelegt
wird.

Am 1. Juli 2003 hat die dritte Vertragslaufzeit be-
gonnen (ESC 3).8 In den ersten beiden Verträgen

8 ESC steht dabei für Employment Services Contract. ESC 1 dau-
erte von Mai 1998 bis Februar 2000, ESC 2 von März 2000 bis
Juni 2003.
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(ESC 1 und 2) gab es drei wesentliche Dienstleistun-
gen für Arbeitssuchende: Job Matching, Job Search
Training und Intensive Assistance. Je nach Profiling-
Ergebnis wurden Arbeitslose zu einem dieser drei
Angebote weitergeleitet. Dabei bestand das Job
Matching aus einfachen Vermittlungsleistungen, d.h.
der Eingabe eines Bewerberprofils oder der Suche
nach offenen Stellen, Job Search Training umfasste
ein mehrwöchiges Bewerbungstraining und Inten-
sive Assistance war als zwölfmonatiges Fallmanage-
ment konzipiert, das im Allgemeinen an Langzeitar-
beitslose gerichtet war und mit rund drei Viertel des
Job-Network-Budgets das mit Abstand wichtigste
Programm war.

Mit Beginn des dritten Vertrages wurde diese Diffe-
renzierung zugunsten einer einheitlichen Dienstleis-
tungskette fallen gelassen, der nun alle Arbeitssu-
chenden vom ersten Tag an folgen. In den ersten
drei Monaten besteht faktisch keine Hilfestellung
(außer der Eingabe des Bewerberprofils und der
Bereitstellung von Selbstbedienungsterminals). Da-
nach findet ein dreiwöchiges Bewerbungstraining
statt. Nach sechs Monaten ist jeder Arbeitslose in
Australien zu einer sechsmonatigen Aktivität im
Rahmen der Mutual Obligation verpflichtet, um
weiterhin Anspruch auf die Arbeitslosenunterstüt-
zung zu haben.9 Erst nach zwölf Monaten setzt eine
intensive Betreuungsphase ein. Rund ein Fünftel al-
ler Arbeitssuchenden wird jedoch als „besonders
benachteiligt“ eingestuft und direkt in diese inten-
sive Betreuungsphase verwiesen.

Die Vergütungsstruktur für die privaten Anbieter ist
eine Kombination aus Grund- und Ergebnisvergü-
tung (vgl. auch Tabelle 4 weiter unten). Auf der ei-
nen Seite werden die Anbieter für die jeweils er-
brachte Dienstleistung direkt vergütet, wobei die
Abrechnung über ein integriertes Computernetz-
werk erfolgt. Auf der anderen Seite ergibt sich ein
Großteil ihrer Vergütung aber aus einer erfolgsab-
hängigen Vermittlungsprämie. Dabei hängt die Ver-
mittlungsprämie von drei Faktoren ab: der Dauer
der Arbeitslosigkeit, der Art der Vermittlung und

9 Mutual Obligation lässt sich als „gegenseitige Verpflichtung“
übersetzen und deutet an, dass Arbeitssuchende im Gegenzug für
ihre Arbeitslosenunterstützung auch eine Verpflichtung zu einem
aktiven Verhalten haben. Dies kann in Form einer Teilzeitbe-
schäftigung, der Teilnahme an einer Weiterbildungsmaßnahme
oder dem Engagement in gemeinnützigen Projekten erfolgen. So-
weit sich der Leistungsbezieher nicht selbst um eine Aktivität
kümmert, wird ihm eine gemeinnützige Arbeit (z. B. Umweltar-
beiten oder Altenpflege) im Rahmen von Work for the Dole (dt.:
„Arbeiten für die Stütze“) zugewiesen. Für Personen im Alter
von 18Ð20 Jahren umfasst die Teilnahmepflicht 24 Stunden inner-
halb von zwei Wochen, für Personen im Alter von 21Ð39 Jahren
30 Stunden innerhalb von zwei Wochen, für Personen zwischen
40Ð49 Jahren 6 Stunden innerhalb zwei Wochen.
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ihrer Nachhaltigkeit (d.h. 3 oder 6 Monate Beschäf-
tigung nach Vermittlung).10

Zusätzlich zu Grundzahlungen und Vermittlungs-
prämie wird in ESC 3 mit dem Jobseeker Account
außerdem ein Budget ausgewiesen, das ausschließ-
lich für unmittelbare Maßnahmen in Zusammen-
hang mit den Arbeitssuchenden ausgegeben werden
kann (z.B. Lohnsubvention, Anschaffungen wie An-
züge oder Mobiltelefone oder kurze Trainingsmaß-
nahmen). Soweit die Mittel nicht verwendet werden,
verfallen sie. Damit wird verhindert, dass Anbieter
durch das Parken von Teilnehmern ihren Gewinn
erhöhen können. Im Gegensatz zu ESC 1 und 2, in
denen den Anbietern pauschalierte Beträge für die
gesamte Betreuungsperiode gezahlt und weitgehend
Gestaltungsfreiheit beim Mitteleinsatz gelassen
wurde, steht bei ESC 3 somit die Äquivalenz von
Zahlungen und erbrachten Dienstleistungen stärker
im Mittelpunkt.

Da die vom Arbeitsministerium verwaltete öffentli-
che Stellendatenbank Australian Job Search vor al-
lem aus Stelleneintragungen privater Anbieter ge-
speist wird, werden in ESC 3 Job Placement Licenses
vergeben. Es gibt derzeit rund 500 Lizenzinhaber
(vornehmlich private Arbeitsvermittlungen). Diese
verpflichten sich, alle ihre Stellen in die öffentliche
Stellendatenbank einzutragen. Als monetären An-
reiz erhalten sie für jede von ihnen eingestellte of-
fene Stelle, die besetzt werden konnte, eine Prämie
zwischen 109 Euro und 363 Euro.11

3.2 Niederlande12

Die Niederlande haben seit dem 1. Januar 2002 mit
der SUWI-Reform ein ähnliches System eingeführt.
Als erste Anlaufstelle dienen die staatlichen Centra

10 Bezüglich der Art der Vermittlung wird zwischen Primär- und
Sekundärergebnissen differenziert. Als Primärergebnisse gelten
solche Vermittlungen, bei denen die Arbeitssuchenden ein Ar-
beitsverhältnis, eine nicht-subventionierte Selbständigkeit, eine
Lehre oder ein Traineeship (Referendariat, Praktikum) antreten
und dadurch der Leistungsbezug vollständig endet. Als Sekundär-
ergebnisse gelten Vermittlungen, bei denen es zu einer lediglich
70 %igen Leistungsreduzierung kommt oder die Vermittlung in
eine mindestens einsemestrige Bildungsmaßnahme erfolgt.
11 Der Übersicht und Vergleichbarkeit halber werden alle Beträge
ausschließlich in Euro ausgewiesen. Als Umrechnungskurs für aus-
tralische Dollar und britische Pfund wurde die Kaufkraftparität für
das Jahr 2003 zu Grunde gelegt (OECD 2004: 257). Diese betrug
auf zwei Nachkommastellen gerundet 1 Australischer Dollar
(AUD) = 0,66 Euro und 1 Britisches Pfund (GBP) = 1,41 Euro.
12 Stand: 31. 12. 2004. Im Gegensatz zu Australien und den briti-
schen Employment Zones unterliegen die institutionellen Rah-
menbedingungen in den Niederlanden noch einer relativ hohen
Veränderungsrate. Für die Niederlande vgl. ausführlich Bruttel
(2004).
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voor Werk en Inkomen (CWI). Die wesentlichen
Aufgaben der CWI sind, erstens, die Erhebung der
nötigen Daten für den Leistungsbezug, wobei CWI
mit der nachfolgenden Beurteilung, Auszahlung und
Verwaltung der Leistungszahlungen nichts mehr zu
tun hat. Zweitens wird anhand des sog. Kansmeter
(Chancenmesser), einem auf 18 Fragen aufbauen-
den Fragebogen, ein Profiling vorgenommen, das
die Arbeitsuchenden in verschiedene Segmente bzw.
Kategorien (Fasen) (von 1 bis 4) einteilt. Eine hö-
here Kategorie bedeutet dabei stärkere Vermitt-
lungshindernisse.13 Marktnahe Kunden (Kategorie
1) verbleiben bei CWI. Alle anderen Personen wer-
den entsprechend ihrer Anspruchsberechtigung an
die Sozialversicherungsbehörde UWV (Arbeitslo-
sen- und Erwerbsunfähigkeitsversicherung) und Ge-
meinden (Sozialhilfe) weitergeleitet, die Ð oftmals
nach einem erneuten Profiling Ð die Personen dann
an private Anbieter weiterleiten. CWI leitet die Per-
sonen also nicht direkt an private Anbieter weiter,
sondern an Berater von UWV und Gemeinden.14

Als dritte Aufgabe obliegt CWI die Transparenz am
Arbeitsmarkt, was sowohl die Registrierung offener
Stellen als auch die allgemeine Berufsberatung um-
fasst.

UWV ist als Sozialversicherungsbehörde auf die
Leistungsverwaltung für Arbeitslosen- und Er-
werbsunfähigkeitsversicherung beschränkt und seit
der SUWI-Reform verpflichtet, Arbeitsvermitt-
lungsdienstleistungen von privaten Anbietern einzu-
kaufen. Dieser Einkauf erfolgte 2001 und 2002
durch eine jährliche Ausschreibung, seit 2003 wer-
den Verträge vierteljährlich, jeweils mit einer ein-
jährigen Laufzeit, ausgeschrieben. Die Auswahl
stützt sich auf vier Kriterien: Erfahrung, angebotene
Vermittlungsquote des Anbieters, Preis und Metho-
dik. Die Lose sind nach Zielgruppen und sechs Ar-
beitsmarktregionen gegliedert. Für Arbeitslosen-
geldbezieher gibt es fünf Zielgruppen (Personen mit
sozio-ökonomischen Problemen, älter als 50 Jahre,
Kategorie-2-Kunden, Kategorie-3-und-4-Kunden
sowie ethnische Minderheiten), für Bezieher von
Erwerbsunfähigkeitsrente sind es 17 Zielgruppen.

13 Aufgrund kritischer Evaluationen hinsichtlich der Vorhersage-
kraft des Kansmeter wurde dieser überdacht. Derzeit wird in Pi-
lotprojekten ein neues System getestet, was nur noch eine A-B-
Einteilung kennt. Dabei sind A-Kunden solche, die bei CWI ver-
bleiben, B-Kunden werden direkt an UWV und Gemeinden wei-
tergeleitet. Allerdings soll es möglich sein, einen größeren Perso-
nenkreis zunächst als A-Kunden einzustufen und dann im Zeit-
verlauf durch nähere Beobachtung als B-Kunden zu erkennen,
wenn deutlich wird, dass die Beratungsleistung von CWI nicht
ausreicht.
14 Die Situation der Gemeinden wird im Folgenden ausgeblendet,
da es sich hierbei nicht um die öffentliche Arbeitsverwaltung han-
delt. Soweit deshalb von den Niederlanden die Rede ist, handelt
es sich immer um die Vertragsvergabe durch UWV.
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In den ersten beiden Vertragsrunden (2001 und 2002)
wurden Anbieter auf der Grundlage von Produkten
beauftragt. Dies bedeutete, dass der Anbieter die Be-
dürfnisse des Teilnehmers einschätzte und UWV
hiernach eine Reihe von Maßnahmen (z.B. Bewer-
bungstraining, psychologische Betreuung oder inten-
sives Job-Coaching) vorschlug, die dann genehmigt
werden mussten. Jedes Produkt hatte dabei einen
Preis, der teilweise zum Zeitpunkt der Ausführung,
teilweise erst nach erfolgreicher Eingliederung ge-
zahlt wurde. Für die meisten Arbeitslosengeldbezie-
her wurden 50% des Preises sofort, 50% nach erfolg-
reicher Eingliederung bezahlt, wobei bei schwierige-
ren Zielgruppen der Anteil der fixen Komponenten
größer war. Dieses relativ aufwändige Verfahren
wurde jedoch 2003 aufgegeben.15

Bei der Vergütungsstruktur gilt nun zielgruppenab-
hängig entweder das No-Cure-Less-Pay- (für Ziel-
gruppen mit größeren Vermittlungsbarrieren) oder
No-Cure-No-Pay-Prinzip (für Zielgruppen mit weni-
ger großen Vermittlungsbarrieren). Als erfolgreiche
Vermittlung gilt eine mindestens sechsmonatige Be-
schäftigung. Die jüngsten Entwicklungen deuten auf
eine Zunahme der No-Cure-No-Pay-Verträge auch
für schwierigere Zielgruppen hin. Zusätzlich werden
noch zwei Arten von Boni bezahlt. Ein Vermitt-
lungsbonus von max. 750 Euro belohnt eine mög-
lichst langfristige Eingliederung (z.B. unbefristeter
Vertrag). Der Tempobonus belohnt die Schnellig-
keit der Vermittlung und ist umso höher (ebenfalls
max. 750 Euro), desto schneller eine Person vermit-
telt werden konnte.

3.3 Großbritannien16

Im Gegensatz zu Australien und den Niederlanden
sind die Employment Zones in Großbritannien auf
insgesamt 13 wirtschaftlich besonders benachteiligte
Bezirke beschränkt. In diesen Employment Zones
sind seit 2000 private Anbieter anstelle von Jobcen-
tre Plus für die Betreuung von Langzeitarbeitslosen
(über 18 Monate), zuständig. Die derzeitigen Ver-
träge laufen seit Ende 2003 bzw. Anfang 2004 und
dauern bis 2009 bzw. 2010. Bei den Employment Zo-
nes ist zwischen Single Provider Zones und Multiple
Provider Zones zu unterscheiden. In Single Provider
Zones betreut ein Anbieter alle Langzeitarbeitslo-
sen, während die Aufträge in den Multiple Provider
Zones auf bis zu drei Anbieter verteilt sind. Die
Dienstleistungskette der Anbieter umfasst dabei

15 Vgl. zur Darstellung des alten Systems Stryuven/Steurs (2002).
16 Für eine ausführliche Darstellung der Employment Zones vgl.
Bruttel (2005 c).
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drei Stufen. Stufe 1 dauert vier Wochen und dient
der Erstellung eines Eingliederungsplans zwischen
Anbieter und Teilnehmer, der dann in der 26-wöchi-
gen Stufe 2 umgesetzt werden soll. Stufe 3 sieht ent-
weder die Vermittlung oder eine Follow-On-Periode
vor, in der nicht-vermittelte Personen auch weiter-
hin betreut werden können. Im Falle einer doch
noch erfolgreichen Vermittlung während dieser
Nachbetreuungsphase sind die Anbieter weiterhin
zur vollen Prämie berechtigt. Die Anbieter in den
Employment Zones werden besonders stark ergeb-
nisabhängig vergütet (Tabelle 1). Zwar erhalten sie
zu Beginn der zweiten Stufe bereits eine relativ
hohe Zahlung, allerdings sind sie im Gegenzug dazu
verpflichtet, den Teilnehmern davon das Arbeitslo-
sengeld zu bezahlen. Die Zahlung entspricht dem
durchschnittlichen Arbeitslosengeld für 21 Wochen.
Da die zweite Stufe jedoch maximal 26 Wochen dau-
ern kann, besteht ein Anreiz für den privaten An-
bieter, Teilnehmer möglichst schnell zu vermitteln.
Zusätzlich zu den genannten Prämien gibt es einen
jährlichen Performanzbonus, falls ein Anbieter die
mit dem Ministerium ausgehandelten Ziele erreicht.

4 Erfahrungen mit dem Contracting-
out in den Untersuchungsländern

Anhand der theoretischen Vorüberlegungen aus
Abschnitt 2 sollen in diesem Abschnitt die empiri-
schen Erfahrungen aus den drei Untersuchungslän-
dern analysiert werden. Dabei wird das 4-E-Kon-
zept (Effizienz, Wirtschaftlichkeit, Effektivität und
Gerechtigkeit) als konzeptioneller Rahmen dienen.

4.1 Effizienz

Mit Blick auf das Kriterium der Effizienz sind die
Einführung eines Wettbewerbsmarktes, die ergeb-
nisabhängige Vergütung und schließlich die Perfor-
manzmessung von Bedeutung.

4.1.1 Effizienz durch Wettbewerb

Vergabeverfahren

Am Beginn des Contracting-out steht in jeder Ver-
gaberunde die Auswahl der Anbieter. Die Vergabe-
verfahren finden als öffentliche Ausschreibungen
statt. Dies bedeutet, dass die Vergabeunterlagen an
alle Bewerber versandt werden und alle Bewerber
auch Angebote einreichen können.17 Ziel der Ver-

17 Für eine Systematik der Vergabeverfahren vgl. Reidt/Stickler/
Glahs (2003). Einzige Ausnahme zu dieser Regel stellte die
zweite Vertragsrunde in den Niederlanden dar, bei der eine be-
schränkte Ausschreibung durchgeführt wurde (Struyven/Steurs
2002; Vinke/Genabeek 2002).



Die Privatisierung der öffentlichen Arbeitsvermittlung Oliver Bruttel

o

gabeverfahren ist es, möglichst aussagekräftige In-
formationen über die Anbieter zu erhalten, um de-
ren zukünftige Leistungsfähigkeit einschätzen zu
können. Die Vertragsdauer variiert stark zwischen
einem Jahr in den Niederlanden, drei Jahren in
Australien und bis zu sieben Jahren in den Employ-
ment Zones. Die Auswahlkriterien sind in allen drei
Ländern relativ ähnlich (DEWR 2002 c; UWV 2003;
DWP 2003b). Formalrechtliche Anforderungen
(z.B. Gewerbeanmeldung, Nachweis finanzieller So-
lidität) haben in Regel den Charakter von Aus-
schlusskriterien. Als zweites werden qualitative In-
put-Kriterien (z.B. Mitarbeiterqualifikation, Me-
thode, Räumlichkeiten) bewertet. Output- bzw.
Outcome-Kriterien (z.B. Zahl der erfolgreichen
Eingliederungen in der vergangenen Vertragslauf-
zeit) werden als drittes geprüft. Zu Beginn der Pri-
vatisierung haben vor allem die qualitativen input-
orientierten Prozessindikatoren die Grundlage für
Vergabeentscheidungen gebildet, weil aussagekräf-
tige Outcome-Leistungsbewertungen fehlen.18 Im
Gegensatz zur Praxis in der Vergangenheit, als Ver-
mittlungen die relevante Kennzahl waren, sind in
den Untersuchungsländern Eingliederungen in voll-
wertige Beschäftigung für drei bzw. sechs Monate
der relevante Erfolgsmaßstab.

Aus theoretischer Sicht sind hinsichtlich der Wahl
der Kriterien sowohl so genannte Schönheitswettbe-
werbe (Beauty Contests) als auch Auktionen denk-
bar (Dykstra/De Koning 2004). Bei Auktionen ent-
scheidet allein der Preis über die Auftragsvergabe.
Bei Schönheitswettbewerben werden hingegen so-
wohl der Preis als auch die Qualität der angebote-

18 Zur allgemeinen Bedeutung von Input, Output und Outcome
in der Verwaltungswissenschaft vgl. Nullmeier (1998). Für den
Arbeitsmarkt vgl. Mosley/Schütz/Schmid (2003: 40).
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nen Leistung beurteilt. Es handelt sich also um mul-
tidimensionale Bewertungskriterien. Im Bereich ei-
ner so komplexen Dienstleistung wie der Arbeits-
vermittlung, bei der die Qualität nicht als gegeben
bzw. konstant über alle Anbieter hinweg angenom-
men werden kann, sind Zweifel angebracht, ob
der Preis eine dominierende Rolle spielen sollte.
Schließlich kommt es entscheidend auf die Metho-
dik und Arbeitsweise eines Vermittlers sowie die
Vermittlungsergebnisse an.

Der Preis ist denn auch derzeit nur noch in den Nie-
derlanden mit einer Gewichtung zwischen 17 bis
28% (abhängig von der Zielgruppe) von Bedeu-
tung. In Australien spielte der Preis lediglich in den
ersten beiden Vertragsrunden eine gewisse Rolle,
während in Großbritannien von Beginn an die
Preise administrativ festgesetzt wurden und der
Wettbewerb nur auf Grundlage von Qualität (ein-
schließlich erreichter Eingliederungsergebnisse)
stattfand. Der Preiswettbewerb birgt Ð wie sich
auch in Deutschland gezeigt hat Ð die Gefahr, dass
Anbieter ihre Leistungsfähigkeit bzw. den Aufga-
benumfang unterschätzen und daher Preise bieten,
die sie anschließend nicht einhalten können. Aus
der Auktionstheorie ist dieses Phänomen als Fluch
des Gewinners (winner’s curse) bekannt (Thaler
1988). Gleichwohl kann ein begrenzter Preiswettbe-
werb zu Beginn des Contracting-out vorteilhaft sein,
weil es dem Auftraggeber dadurch möglich ist, seine
Informationen über die Gleichgewichtspreise auf
dem Markt zu verbessern.

Marktentwicklung und Anfechtbarkeit

Zum Zeitpunkt der ersten Ausschreibung waren in
allen drei Ländern ausreichend viele Anbieter vor-
handen (ANAO 1998: 158; Vinke/Genabeek 2002:



Oliver Bruttel Die Privatisierung der öffentlichen Arbeitsvermittlung

16). In Australien zeigte sich in ESC 3 jedoch, dass
das Zusammenfassen vormals getrennter Dienstleis-
tungen in eine Dienstleistungskette (continuum) den
Anbieterkreis einschränkt, weil eine breitere Exper-
tise vorzuhalten ist. Die Festlegung des Dienstleis-
tungsumfangs hat also einen maßgeblichen Einfluss
auf die Zahl der potenziellen Bewerber.

Trotz der teilweise sehr großen Zahl an Bewerbern
weist der Markt für öffentliche Vermittlungsdienst-
leistungen in allen drei Ländern eine hohe Konzent-
ration auf (Tabelle 2). In Australien teilen sich die
größten zehn Anbieter rund 55%, in den Niederlan-
den 74% des gesamten Auftragsvolumens. Während
in Australien diese Quote relativ konstant geblieben
ist, ist sie in den Niederlanden von anfangs 83,4%
gesunken. In Großbritannien zeigte sich die hohe
Konzentration darin, dass in der ersten Vertrags-
runde drei Anbieter alle fünfzehn Verträge unter
sich aufgeteilt haben. In der jetzigen Vertragsrunde
sind es Ð nicht zuletzt aufgrund der kleineren Los-
größen in den Multiple Provider Zones Ð sieben
Anbieter in dreizehn Bezirken.

Die Anfechtbarkeit des Marktes hat in Australien
im Laufe der Jahre stark abgenommen. Dafür war
nicht zuletzt die Regelung verantwortlich, dass für
die dritte Vertragsrunde 60% der Verträge nicht
ausgeschrieben, sondern direkt an die besten Anbie-
ter aus der vorangegangenen Runde vergeben wur-
den (roll over). Dies hat dazu geführt, dass letztlich
sogar nur 1,5% des gesamten Vertragsvolumens an
neue Anbieter gingen, da die anderen 38,5% der
freien Verträge von bereits etablierten Anbietern
gewonnen wurden (DEWR 2003). Solche aggregier-
ten Zahlen vernachlässigen jedoch den Gewinn und
Verlust von Verträgen zwischen bestehenden An-
bietern. Leider sind hierzu keine genauen Zahlen
verfügbar. Bei der Anfechtbarkeit des Marktes für
neue Anbieter zeigt sich auch ein Zielkonflikt bei
der Wahl der Vergabekriterien. Auf der einen Seite
ist es wünschenswert, Anbieter aufgrund ihrer in der
Vergangenheit erbrachten Leistungen auszuwählen.
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Auf der anderen Seite schränkt das konsequenter-
weise aber die Möglichkeit neuer Anbieter ein, öf-
fentliche Aufträge zu gewinnen.

UWV in den Niederlanden schreibt daher zwischen
10 und 15% der Verträge ausschließlich für neue An-
bieter aus. Damit wird eine garantierte Anfechtbar-
keit und systemimmanente Dynamik erzielt. Die da-
hinter stehende Philosophie will neuen Anbietern die
Möglichkeit geben, sich zunächst zu beweisen, um
dann in späteren Ausschreibungen auch für größere
Lose in Frage zu kommen. So wurden im Jahr 2003
47% der Anbieter erstmals beauftragt, haben aber
nur 16% des gesamten Auftragsvolumens erhalten.19

In den Employment Zones wurde in der zweiten Ver-
tragsrunde versucht, durch die Einrichtung der Mul-
tiple Provider Zones den Markt stärker (auch für
kleinere Anbieter) anfechtbar zu machen. Diese
Strategie war erfolgreich, denn von den nun sieben
beauftragten Anbietern sind vier erstmals dabei.

Die Marktstabilisierung Ð wie in Australien Ð ist
teilweise auch politisch erwünscht (Eardley 2003).
Das zeigt sich in den zunehmend längerfristigen
Verträgen oder der automatischen Vertragsverlän-
gerung. Der Gesichtspunkt der Stabilisierung ge-
winnt mit zunehmender Marktreife an Gewicht.
Grundsätzlich ist eine derartige Stabilisierung aber
nur sinnvoll, wenn eine ausreichende, kontinuierli-
che Performanzmessung erfolgt und die Kündigung
der Verträge bei schlechter Leistung (z.B. unter-
durchschnittlichen Eingliederungsquoten) möglich
ist.

4.1.2 Effizienz durch ergebnisabhängige
Vergütung

Durch die ergebnisabhängige Vergütung sollen im
Sinne von Eigentumssurrogaten die nötigen Anreize
für eine effiziente Leistungserbringung gesetzt wer-

19 Eigene Berechnungen auf Grundlage von Daten, die von
UWV zur Verfügung gestellt wurden.
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(b) Arbeitslosigkeit in Monaten.

den. Wie bereits erwähnt, ist nicht die einfache Ver-
mittlung, sondern die Eingliederung in eine 3- bzw.
6-monatige Beschäftigung das entscheidende Er-
folgskriterium für den Erhalt der Vermittlungsprä-
mie. Vermittlungen in Bildungsmaßnahmen werden
hingegen nicht oder nur sehr gering vergütet. Dies
zeigt in allen Ländern die starke Work-First-Aus-
richtung der Arbeitsmarktpolitik, bei der die rasche
Aufnahme von Arbeit im ersten Arbeitsmarkt als
einziger Erfolgsindikator zählt (Theodore/Peck
2001).

Tabelle 3 gibt exemplarisch die Vergütungsstruktur
der drei Vertragsrunden seit Einführung des Job
Network in Australien wieder. Für die ersten beiden
Vertragsrunden ist nur die Vergütung für Intensive
Assistance (also das Fallmanagement) aufgeführt,
weil die anderen Dienstleistungen, besonders das
Job Matching, aber auch das Job Search Training,
finanziell ohnehin nur gering dotiert waren.20 Für
Intensive Assistance gab es in der ersten Runde drei,
in der zweiten Runde zwei verschiedene Katego-
rien, in die die Arbeitssuchenden entsprechend ih-
rer Vermittlungshemmnisse eingeteilt wurden. Mit
Blick auf ESC 3 ist bemerkenswert, dass es für eine
Vermittlung in den ersten zwölf Monaten für den
Anbieter nur eine verschwindend geringe Prämie
gibt. Dies lässt sich mit der Konzentration der Hilfe-

20 Bei Job Matching lag der Preis bei einer erfolgreichen Vermitt-
lung in der zweiten Vertragsrunde bei 229 Euro, bei Job Search
Training bei 416 Euro.
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bemühungen auf die Langzeitarbeitslosen erklären
und soll gleichzeitig Mitnahmeeffekte verhindern.
Folglich ist die Unterstützung der privaten Anbieter
bei der Arbeitssuche während dieser Zeit sehr ge-
ring.

In Großbritannien zeigt sich eine noch stärkere er-
gebnisorientierte Vergütung, bei der in der Regel
rund 80% leistungsabhängig vergütet werden (vgl.
Tabelle 1 oben). In den Niederlanden wiederum
liegt die Vergütung bei schweren Gruppen bei rund
50% fixer Vergütung und 50% ergebnisabhängiger
Vergütung. Bei zunehmend mehr Gruppen wird
aber Ð wie oben erwähnt Ð eine vollständig ergeb-
nisabhängige Vergütung eingeführt.

Grundsätzlich entspricht die Vergütung den theore-
tischen Erwartungen. In Australien, dem Pionier bei
der Beauftragung privater Anbieter, ist die Risiko-
teilung besonders gut erkennbar. In der Regel ist
knapp die Hälfte der Vergütung fix, während die an-
dere Hälfte in zwei Stufen erfolgsabhängig ausge-
zahlt wird. Für die britischen Employment Zones
spiegelt sich die Risikoteilung vor allem in den lang-
fristigen Verträgen, die es den Anbietern erlauben,
höhere Investitionen über einen längeren Zeitraum
zu amortisieren. Die Interviews mit den Anbietern
in den Niederlanden haben schließlich ergeben, dass
sich der Wechsel von No-Cure-Less-Pay zu No-
Cure-No-Pay-Verträgen Ð wie theoretisch vorherge-
sagt Ð in höheren Angebotspreisen niederschlägt.

Während die Vergütungen an der Bruttoeffektivität
orientiert sind, sollen durch Differenzierungen der
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Arbeitssuchenden entsprechend der Schwere ihrer
Vermittlungshemmnisse einheitliche Gruppen gebil-
det werden. Allerdings ist diese Zielgruppenbildung
bei den Vergütungsstrukturen noch wenig ausge-
prägt. Deshalb ist es wichtig, die Ergebnisorientie-
rung durch andere Steuerungsinstrumente (z.B. Per-
formanzmessung und Monitoring) zu ergänzen.

Als letzter Aspekt der Erfahrungen bei der ergeb-
nisabhängigen Vergütung ist beachtenswert, dass die
Anbieter die Anreize des Vergütungssystems intern
sowohl an Mitarbeiter als auch teilweise an Arbeits-
suchende weitergeben. Fast alle Anbieter zahlen ih-
ren Mitarbeitern ergebnisabhängige Löhne oder set-
zen andere monetäre Anreize (z.B. Aufstiegschan-
cen, Bonuszahlungen). Aber auch die Weitergabe
solcher Anreize an Arbeitssuchende ist zu beobach-
ten. So zahlt beispielsweise ein Employment-Zone-
Anbieter Arbeitssuchenden gestaffelte Prämien. Je
früher Arbeitssuchende eine Arbeit finden, desto
höher ist die Prämie (maximal 564 Euro), die ihnen
der Anbieter zahlt.

4.1.3 Effizienz durch Performanzmessung

Als dritter Effizienztreiber Ð neben Wettbewerb
und erfolgsabhängiger Vergütung Ð wurde in Ab-
schnitt 2 die Performanzmessung angeführt. Derzeit
ist allerdings nur in Australien mit dem Star Rating
ein umfassendes Benchmarking-System implemen-
tiert (Access Economics 2002). Beim Star Rating
werden die Ergebnisse aller Anbieter auf Ebene ih-
rer örtlichen Niederlassungen verglichen, wobei für
Arbeitsmarktbedingungen und persönliche Merk-
male der Arbeitssuchenden korrigiert wird.21 Das
Star Rating ist ebenso wie andere Benchmarking-
Systeme regelmäßig mit Kritik konfrontiert (Pro-
ductivity Commission 2002: 11.19; Access Econo-
mics 2002), die durch die kontinuierliche Weiterent-
wicklung des Modells jedoch zu berücksichtigen ver-
sucht wird. Die Bedeutung des Star Rating ist ange-
sichts seiner Relevanz für die Vertragserneuerung
kaum zu unterschätzen. Die Bindung der Neubeauf-
tragung an das Benchmarking ist der entscheidende
Gegensatz zum Konzept der BA (Blien et al. 2004),
bei dem der regionale Vergleich vor allem zum ge-
genseitigen Lernen dienen soll.

21 Die Arbeitsmarktbedingungen umfassen das regionale Be-
schäftigungswachstum (für 65 Gebiete ausweisbar), die lokale Ar-
beitslosenquote (für 1300 Gebiete ausweisbar), der Beschäftig-
tenanteil nach 17 Wirtschaftssektoren sowie Dummy-Variablen
für die fünf größten Städte und die räumliche Größe des Arbeits-
marktes. Die persönlichen Eigenschaften umfassen Alter, Ge-
schlecht, Bildungsabschluss, Grad einer Behinderung, sprachliche
Barrieren, Alleinerziehendenstatus, Dauer der Betreuung sowie
Dauer des Leistungsbezuges vor Betreuungsbeginn.
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Als besonderes Merkmal kann beim Star Rating
schließlich die hohe Datenqualität genannt werden,
da die Berichtspflicht der Anbieter auch finanzielle
Implikationen hat und somit jede falsche Berichter-
stattung auch einen Abrechnungsbetrug darstellen
würde. Jede Vermittlung bzw. Eingliederung bedarf
daher eines akkuraten Nachweises (z.B. Unter-
schrift des Arbeitgebers), was die in der internen
Zielsteuerung teilweise vorhandene Möglichkeit zur
Datenmanipulation stark reduziert.

Die Auftraggeber in den Niederlanden und Groß-
britannien orientieren sich hinsichtlich des Leis-
tungsvergleiches ebenfalls an erzielten nachhaltigen
Ergebnissen. Allerdings fehlt derzeit noch eine Kor-
rektur für exogene Faktoren. Es wurde jedoch zum
Teil argumentiert, dass die sechs Regionen in den
Niederlanden ebenso wie die Employment Zones
relativ homogene wirtschaftliche Rahmenbedingun-
gen aufweisen würden und somit durchaus auf
Grundlage nicht-korrigierter Zahlen vergleichbar
seien. Die persönlichen Faktoren werden in den
Niederlanden derzeit noch ausschließlich über den
Vergleich der Anbieter gleicher Zielgruppen be-
rücksichtigt. Ein weiteres Benchmarking in den Nie-
derlanden findet auf Ebene einer Befragung der
Auftraggeber (UWV und Gemeinden) statt, die
nach ihrer Zufriedenheit mit dem Anbieter befragt
werden (RWI 2004). Diese Form des Benchmar-
kings zeigt die derzeit noch starke Prozessorientie-
rung in den Niederlanden in Folge fehlender quanti-
tativer Ergebniszahlen.

4.1.4 Empirische Evidenz der Transaktions-
und Produktionskosten

Effizienz schlägt sich quantitativ in Kosten nieder.
Für die vorliegende Fragestellung wäre besonders
interessant, einen Vergleich zwischen den Kosten ei-
ner privaten und einer öffentlichen Aufgabenerfül-
lung zu ziehen. Hierfür wäre aber ein Kontrafaktum
nötig. Und das ist Ð wie die theoretischen Ausfüh-
rungen gezeigt haben Ð in Australien und den Nie-
derlanden nicht vorhanden. Vergleiche mit der Ver-
gangenheit sind ebenfalls nicht zielführend. Für die
britischen Employment Zones existieren keine ver-
gleichenden Budgetzahlen. Zur groben Einordnung
sollen nachfolgend dennoch einige der wenigen ver-
fügbaren allgemeinen Zahlen genannt werden.

Transaktionskosten

Eines der gängigen Gegenargumente gegen die Be-
auftragung privater Anbieter sind die dadurch ent-
stehenden Transaktionskosten. Allerdings ist auch
die bisherige Diskussion um das Contracting-out der
öffentlichen Arbeitsverwaltung nicht über die allge-
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meine Kritik an zu hohen Transaktionskosten hi-
nausgegangen (z.B. Productivity Commission 2002;
Sol 2003; Struyven/Steurs 2005). Es gibt nur sehr
wenige Studien, die die Transaktionskosten direkt
messen (Boerner/Macher 2001; Richter/Furubotn
1996). Die wenigen, die sich daran versucht haben,
beziehen sich zumeist auf lokale Versorgungs- und
Entsorgungsdienste.22 Dabei kann trotz zum Teil
starker Schwankungen eine Verdichtung der Trans-
aktionskosten (Vertragsanbahnung, -abschluss und
-kontrolle) in Höhe von 8Ð12% der Gesamtkosten
festgestellt werden.

Für Australien konnten die Transaktionskosten für
das Contracting-out der Arbeitsvermittlung anhand
aggregierter Daten auf 9 bis 11% beziffert werden
(Tabelle 4). Die Verwaltungskosten beinhalten da-
bei alle wesentlichen Kosten des Vertragsmanage-
ments. Dauerhaft sind rund 300 Mitarbeiter (vom
Sachbearbeiter bis zum National Contract Manager)
mit dem Vertragsmanagement befasst. Für UWV in
den Niederlanden ergibt sich ein ähnliches Bild. Die
Kosten der Abteilung Inkoop Reintegratie (Einkauf
von Reintegrationsdienstleistungen), die sowohl für
die Vergabe als auch die Kontrolle von Aufträgen
zuständig ist, beliefen sich im Jahr 2003 auf 36 Mio.
Euro. Mit einem Programmbudget zur Wiederein-
gliederung von 303 Mio. Euro im Jahr 2003 ergibt

22 Vgl. Übersicht bei Prager (1992: 98) und Hodge (1999: 125)
mit zahlreichen weiteren Nachweisen.
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sich somit ein Anteil der Transaktionskosten an den
Gesamtkosten (also Verwaltungs- und Programm-
kosten) von 10,6%.23

Mit den hier aufgrund der Datenlage nur grob zu
schätzenden Werten deutet sich jedoch an, dass die
Transaktionskosten keineswegs derart überhöht
sind, wie von den Kritikern oft ins Feld geführt. Zu-
dem ist völlig unklar, wie hoch die internen Transak-
tionskosten der öffentlichen Arbeitsverwaltung aus-
sahen bzw. aussehen. Für die externen Transaktions-
kosten ist zudem mit einer über die Dauer des Con-
tracting-out weiteren Reduzierung zu rechnen. Als
Quelle ist eine verbesserte EDV-Infrastruktur
ebenso denkbar wie die weitere Vereinheitlichung
der Vergabeverfahren (Picot/Wolff 1994; Arents
et al. 2004). Grundsätzlich ist zu fragen, ob die teil-
weise ausufernden Nachweise und Unterlagen, die
bei der Ausschreibung mitunter eingefordert wer-
den, tatsächlich die Entscheidungsqualität fördern,
oder ob nicht der abnehmende Grenznutzen bei den
Informationen in Ausschreibungsunterlagen diesen
Aufwand ineffizient erscheinen lässt (Dykstra/De
Koning 2004: 278). In Großbritannien ist der Um-
fang der Angebote für die Employment Zones auf
gerade einmal 30 (!) Seiten beschränkt.24

23 Budgetinformationen von UWV zur Verfügung gestellt.
24 Für eine ausführliche Diskussion der Transaktionskosten, ins-
besondere der Voraussetzungen für eine exakte Messung, siehe
Bruttel (2005b).
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Produktionskosten

In der Diskussion um die Reform der öffentlichen
Arbeitsverwaltung ist gerade in Bezug auf Austra-
lien immer wieder das enorme Einsparpotenzial des
Contracting-out betont worden (OECD 2001a;
Struyven/Steurs 2005). So wurden in Australien zwi-
schen 1995 und 1998 jährlich rund 1,3 Mrd. Euro,
was ca. 37% der gesamten Ausgaben für die aktive
Arbeitsmarktpolitik (einschließlich der Arbeitsver-
waltung) entspricht, eingespart. Ein genauer Blick
lässt jedoch erkennen, dass die Effizienzsteigerung
in der australischen Arbeitsmarktpolitik nicht kau-
sal dem Contracting-out zugerechnet werden kann,
sondern vielmehr in einem grundsätzlichen Strate-
giewechsel der Arbeitsmarktpolitik von umfangrei-
chen Weiterbildungs- und ABM-Programmen zu
Work First begründet liegt. Denn die Kostensen-
kung wurde vor allem dadurch erreicht, dass die
kostenintensiven arbeitsmarktpolitischen Pro-
gramme der Labor-Regierung, die als Antwort auf
die Rezession Anfang der 1990er implementiert
worden waren, abrupt beendet wurden. Für die
meisten Arbeitslosen (mit teilweiser Ausnahme der
indigenen Bevölkerung, Jugendlicher und behinder-
ter Menschen) wurden alle Arbeitsbeschaffungs-
maßnahmen, Lohnsubventionen und Weiterbil-
dungsmaßnahmen gestrichen. Dadurch wurden die
Kosten je Eingliederung drastisch gesenkt, ohne
dass sich die Vermittlungs- und Eingliederungsquo-
ten wesentlich verändert hätten (Productivity Com-
mission 2002: 5.12; OECD 2001a: 20; Eardley/
Abello/MacDonald 2001).

Für die Niederlande liegt für die ehemalige öffentli-
che Arbeitsverwaltung nur ein pauschaler Wert von
rund 3500 Euro je Teilnehmer für das Jahr 1998 vor
(Groot/Kok/Seters 2002). Für Arbeitslosengeld
(WW-) Empfänger liegen die heutigen Kosten
(2003) zwar leicht höher, aber es haben sich eben
auch die betreuten Zielgruppen geändert. Für
Großbritannien sind ebenfalls keine aussagekräfti-
gen Vergleichszahlen vorhanden. Allerdings konn-
ten aus Angaben des Arbeitsministeriums sowie öf-
fentlich zugänglichen Teilnehmer- und Eingliede-
rungszahlen erste Berechnungen vorgenommen
werden, die zu Kosten in Höhe von 1588 Euro je
Teilnehmer bzw. 5930 Euro je Eingliederung kom-
men.25 Tabelle 5 stellt die Kosten für die Eingliede-
rung ansatzweise vergleichbarer Gruppen im inter-
nationalen Vergleich gegenüber. Die Datenlage lässt
leider keinen detaillierteren Vergleich zu. Dennoch
wird deutlich, dass Australien und Großbritannien
mit deutlichem Abstand die geringsten Eingliede-

25 Vgl. ausführlich Bruttel (2005b).
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rungskosten haben, während die Niederlande gemä-
ßigte Kosten haben. Bei den Kosten muss jedoch
berücksichtigt werden, dass vor allem Australien
und Großbritannien seit Jahren einen langanhalten-
den Wirtschaftsaufschwung erleben und mithin eine
der geringsten Arbeitslosenquoten im internationa-
len Vergleich aufweisen. Für Deutschland sind lei-
der nur programm-, nicht jedoch personen- oder
zielgruppenbezogene Zahlen verfügbar.

4.2 Wirtschaftlichkeit

Aus Sicht der Wirtschaftlichkeit, dem zweiten Krite-
rium innerhalb des 4-E-Konzeptes, spielen vor allem
die Kosten und Qualifikation der Mitarbeiter sowie
der Einkauf von spezialisierten Dienstleistungen
durch die beauftragten Anbieter selbst eine Rolle.
Die Arbeitsvermittlung wurde in den öffentlichen
Vorgänger-Institutionen der drei Länder durch öf-
fentliche Angestellte mit in der Regel spezifisch da-
rauf ausgerichteter Berufsausbildung durchgeführt,
die teilweise durch die Institutionen selbst gewähr-
leistet wurde. Oftmals folgte danach eine dauerhafte
Anstellung bei der öffentlichen Arbeitsverwaltung.

Als Vorteil der Beauftragung privater Anbieter
kann hingegen die erhöhte Mitarbeitervielfalt und
die damit verbundene Breite an Qualifikationen ge-
sehen werden (Thuy/Hansen/Price 2001: 127). Die
gestiegene Mitarbeitervielfalt lässt sich zwar derzeit
noch nicht quantitativ belegen, aber die Expertenin-
terviews mit den privaten Anbietern in den drei
Ländern haben auf eine deutlich veränderte Perso-
nalpolitik hingewiesen. Die Vielfalt der fachlichen
Qualifikationen ist besonders insofern als Vorteil zu
sehen, als dadurch verschiedene Blickwinkel, Wis-
sens- und Methodentransfers begünstigt und beste-
hende Praktiken permanent hinterfragt werden (vgl.
auch Joyce/Pettigrew 2002: 43). Statt der speziellen
fachlichen Qualifikation bestimmen in allen drei
Ländern soziale Kompetenz, Kenntnis des lokalen
bzw. regionalen Arbeitsmarktes und betriebswirt-
schaftliche Denkweise (mit anbieterabhängig unter-
schiedlicher Gewichtung) die Personalauswahl (vgl.
auch Joyce/Pettigrew 2002; DEWRSB 2001b). Mit
Blick auf die speziellen fachlichen Qualifikationen
für die Arbeitsvermittlung kommt eine qualitative
Benchmarking-Studie (DEWRSB 2001b: 8) sogar
zum Ergebnis, dass erfolgreiche Anbieter im Gegen-
satz zu weniger erfolgreichen Anbietern in Austra-
lien bei der Personalauswahl ausdrücklich weniger
Wert auf vorherige Berufserfahrung in der Arbeits-
vermittlung legen.

Die in den theoretischen Überlegungen geäußerte
Vermutung, dass sich die Arbeitsbedingungen zwi-



Die Privatisierung der öffentlichen Arbeitsvermittlung Oliver Bruttel

schen öffentlichem und privatem Sektor unterschei-
den und zu einer Reduzierung der Input-Kosten bei-
tragen könnten, ist länderspezifisch sehr unter-
schiedlich zu beurteilen. Ingesamt ist vor allem die
Arbeitsplatzsicherheit deutlich geringer ausgestal-
tet, während beispielsweise in Großbritannien im
Gegenzug dafür höhere Löhne gezahlt werden. In
Australien ist die Lohnentwicklung unklar. Für viele
der gemeinnützigen Anbieter gilt jedoch, dass sie
üblicherweise nur die in diesem Sektor im Allgemei-
nen geringeren Löhne zahlen. In den Niederlanden
gibt es keine Indizien für starke Unterschiede zwi-
schen den Sektoren, wenngleich der öffentliche An-
bieter Kliq kürzlich die Wochenarbeitszeit von den
im öffentlichen Sektor üblichen 36 auf 38 Stunden
erhöht hat, um dadurch wettbewerbsfähig zu blei-
ben.

Neben den Fallmanagern spielt der Einkauf von
fachlichen Maßnahmen eine Rolle. Hier verfügen
die Anbieter besonders in den Niederlanden über
ein weites Netz an Subunternehmen, die bei Bedarf
die speziellen Dienste (z.B. Weiterbildung, Rehabi-
litationskurse, psychologische Betreuung) zur Ver-
fügung stellen können. Somit kann je nach Bedarf
eine Einbindung solcher Dienstleistungen erfolgen,
die aufgrund der privatrechtlichen Vertragsstruktu-
ren zwischen den privaten Anbietern und den priva-
ten Subunternehmen deutlich einfacher, flexibler
und schneller möglich ist, als dies bei öffentlichen
Ausschreibungen der Fall wäre. Das Contracting-out
kann also dazu dienen, die öffentliche Arbeitsver-
waltung von den Einschränkungen des öffentlichen
Vergaberechts und behördlicher Regulierung zu be-
freien, wenngleich natürlich in einem ersten Schritt
die privaten Anbieter ihrerseits durch ein Vergabe-
verfahren beauftragt werden müssen.

4.3 Effektivität

Quantitative Evidenz für höhere Effektivität

Wie bereits bei der Effizienz zeigt sich auch bei der
Ermittlung der Effektivität ein grundsätzliches
Problem im Untersuchungsdesign. Als einziger Fall
bieten die Employment Zones eine geeignete Struk-
tur für eine aussagekräftige Evaluation. Für diese
weisen Hales et al. (2003) und Hasluck/Elias/Green
(2003) in zwei fundierten ökonometrischen Studien
nach, dass die privaten Anbieter in den Employ-
ment Zones gegenüber dem New-Deal-Programm,
das von Jobcentre Plus getragen wird, signifikant po-
sitive Effektivitätssteigerungen erzielt haben. Beide
Studien kontrollieren für externe Umweltbedingun-
gen, die gewöhnlich einen starken Einfluss auf die
Eingliederungsquoten haben (Blien et al. 2004; Hir-
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schenauer 2003; Mosley/Müller 2004). Hales et al.
(2003) kommen zum Ergebnis, dass die Employ-
ment Zones eine um rund 10 Prozentpunkte höhere
Eingliederungsquote für Beschäftigungen mit mehr
als 16 Stunden in der Woche erzielt haben. Hasluck/
Elias/Green (2003) können aufgrund der Datenbe-
schaffenheit zwar nur den Abgang aus Arbeitslosig-
keit messen. Aber auch hier zeigt sich ein positiver
Effekt, bei dem zwischen 14 und 32% mehr Ab-
gänge aus Arbeitslosigkeit erzielt werden konnten.
Gleichzeitig ist die Rückkehrwahrscheinlichkeit in
Arbeitslosigkeit in den Employment Zones gerin-
ger.

Für Australien sind solche Vergleiche nicht möglich.
Im historischen Vergleich ist zunächst festzustellen,
dass sich die aggregierte Zahl der durchgeführten
Vermittlungen zwischen der ehemaligen öffentli-
chen Arbeitsverwaltung (Commonwealth Employ-
ment Service) und dem Job Network nicht wesentlich
geändert hat (DEWR 2002a: 35). Auch im interna-
tionalen Vergleich ist das Job Network wenig auffäl-
lig und rangiert im Mittelfeld, was die Kernindikato-
ren wie Vermittlungen oder Anteil der registrierten
offenen Stellen an allen Neueinstellungen angeht
(OECD 2001a: 140). Der Anteil der registrierten of-
fenen Stellen als Anteil an allen offenen Stellen be-
lief sich im Jahr 1999/2000 auf 46% (DEWRSB
2001a: 21).

Im Jahr 2003 wurde für rund 46,6% der Teilnehmer
an Intensive Assistance eine mindestens dreimona-
tige Eingliederung in Beschäftigung erreicht, wovon
65% auch nach einem Jahr noch beschäftigt waren
(DEWR 2004). Im Jahr 2000 konnten hingegen nur
35,0% der Teilnehmer vermittelt werden (DEWR
verschiedene Jahrgänge, eigene Berechnungen). Bei
den Eingliederungszahlen zeigt sich also eine deutli-
che Effektivitätssteigerung seit Einführung des Job
Network. Dabei ist bemerkenswert, dass diese Ef-
fektivitätssteigerung für alle Zielgruppen (ausge-
drückt in Arbeitslosigkeitsdauer) erzielt wurde.
Wenngleich ein kausaler Zusammenhang nicht be-
legbar ist, scheint es naheliegend, die gestiegenen
Eingliederungsquoten auch durch eine Lernkurve
(Methodeninnovationen) der Anbieter zu erklären.
Zudem ist durch das Star Rating ein dynamischer
Performanztreiber implementiert worden, an dessen
Ende nur noch die besten Anbieter wiederbeauf-
tragt werden.

Obwohl für alle Zielgruppen eine Performanzsteige-
rung zu beobachten war, ist erkennbar, dass die Ein-
gliederungsquoten für Intensive Assistance in Ab-
hängigkeit von der Dauer des Leistungsbezuges sin-
ken. Auch andere Zielgruppen verzeichneten unter-
durchschnittliche Ergebnisse. Hierzu gehören ältere
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Arbeitnehmer über 55 Jahre, Personen mit einem
niedrigen Schulabschluss, Behinderte sowie die indi-
gene Bevölkerung (DEWRSB 2001a: 48). Aller-
dings sind die geringen Eingliederungsergebnisse
ein generelles Problem dieser Personengruppen und
nicht nur auf das Job Network beschränkt, sondern
vielmehr über Ländergrenzen hinweg zu beobach-
ten. In vielen Fällen ist prinzipiell zu fragen, ob für
bestimmte Personengruppen nicht andere Pro-
gramme nötig sind.

Qualitative Indizien für eine höhere
Effektivität

Da die direkte quantitative Evidenz noch schwach
ist, sollen in diesem Abschnitt eher qualitative Ar-
gumente diskutiert werden, die eine höhere Effekti-
vität vermuten lassen. Als wichtigstes Argument
kann diesbezüglich die hohe Flexibilität der privaten
Anbieter bei der Gestaltung der Interventionen für
die Arbeitssuchenden gelten (vgl. auch Considine
2001; Griffiths/Irving/McKenna 2003). Die Anbieter
sehen sich nicht einem ausufernden Katalog von zu-
lässigen Maßnahmen und Instrumenten (wie z.B. im
SGB III) gegenüber, sondern können in der Tat völ-
lig frei individuelle, zeitnahe und kreative Lösungs-
ansätze gestalten. Die Individualität der Betreuung
wird durch die geringen Fallzahlen für das Fallmana-
gement möglich, die in Australien bei 60 bis 150, in
den Niederlanden bei 40 bis 100 und in Großbritan-
nien bei rund 30 bis 50 liegen. Alle Interventionen
müssen aus den vertraglich vereinbarten Grund-
und Erfolgsvergütungen finanziert werden (in Aust-
ralien einschließlich des Jobseeker Account). Trotz
dieser weitgehenden Freiräume beschränken sich
die Anbieter (der Work-First-Logik folgend) zuneh-
mend auf Bewerbungs- und Motivationstraining, ak-
tive Stellensuche und praktische Anschaffungen in
Form von Mobiltelefonen oder Anzügen. Insbeson-
dere die berufliche Weiterbildung hat als Instrument
zur Wiedereingliederung an Bedeutung verloren.

Auch das Arbeitsumfeld für die Mitarbeiter der pri-
vaten Anbieter hat sich stark verändert. Wie bereits
oben erwähnt, gibt die überwiegende Zahl der Fir-
men die Anreize der Vergütungsstruktur auch an
die Fallmanager weiter. In Australien verwenden
über 80% der Anbieter Performanzziele zur Mitar-
beiterführung (Jobs Australia/NESA 2002). Auch in
Großbritannien und den Niederlanden spielen Per-
formanzziele eine Rolle. Die zunehmende Bedeu-
tung von finanzieller Ergebnisorientierung auch auf
der Mitarbeiterebene scheint somit ein wesentliches
Merkmal des neuen Systems zu sein. Diese Entwick-
lung muss jedoch relativierend in Bezug auf andere
Bereiche außerhalb der Arbeitsvermittlung gesehen
werden, in denen eine ergebnisorientierte Vergü-
tung zunehmend die Regel ist (Kaar/Grünell 2001).
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Dass trotz dieser Flexibilität eine gewisse Homoge-
nität der Dienstleistungen innerhalb der Zielgrup-
pen zu beobachten ist, darf nicht verwundern. Denn
auch bei einem effizienten Wettbewerb kann man
davon ausgehen, dass erfolgreiche Konzepte lang-
fristig auch von anderen Anbietern adaptiert wer-
den. In Australien hat das Star Rating dafür gesorgt,
dass nur Anbieter mit guter Performanz neue Auf-
träge erhalten haben. Dennoch zeigt sich ein dauer-
hafter Innovationsdruck, um die eigenen Methoden
zu verbessern und dadurch wieder einen Wettbe-
werbsvorsprung zu erreichen. In den Interviews
wurde zudem deutlich, dass es vor allem die Persön-
lichkeit der Fallmanager und die Atmosphäre bei ei-
nem Anbieter sind, die den entscheidenden Unter-
schied zwischen den Anbietern ausmachen, wenn es
beispielsweise um die Motivation der Arbeitssu-
chenden geht.

4.4 Gerechtigkeit

Die größten Einwände gegen die Beauftragung pri-
vater Anbieter bildet die Gefahr zu Creaming und
Parking. In den Ländern hat sich eine Vielfalt von
Vorgehensweisen entwickelt, um diesem Problem zu
begegnen. Diesbezüglich sind die zielgruppenabhän-
gige Differenzierung der Vergütung, die Zielgrup-
penbildung durch Profiling, die Zweckgebundenheit
von Budgets für Arbeitssuchende (z.B. Jobseeker
Account) ebenso wie die erhöhte Kontrolle der An-
bieter zu nennen. Die ökonometrischen Studien aus
den britischen Employment Zones legen nahe, dass
private Anbieter auch bei Personen mit besonders
schweren Vermittlungshindernissen (z. B. Vorstra-
fen oder schlechte Gesundheit) eine höhere Einglie-
derungsquote erzielen als die öffentliche Arbeits-
verwaltung (Hales et al. 2003; Hasluck/Elias/Green
2003).

Mit Blick auf die Kontrolle von Anbietern hat Aust-
ralien ein vorbildliches Computersystem entwickelt,
in dem alle relevanten Daten (z.B. Leistungsbezug,
Kontakte mit Anbietern, Ausgaben aus Jobseeker
Account) von den zuständigen Stellen (auch den
Anbietern direkt) eingegeben werden. Über eine
hierarchische Zugriffsverwaltung sehen die jeweili-
gen Nutzer nur so viel, wie sie aus datenschutzrecht-
lichen Gründen sehen dürfen. Mit diesem System ist
es dem Ministerium möglich, für jeden Leistungs-
empfänger und jeden Anbieter den tagesaktuellen
Stand zu prüfen. Wenn also ein Anbieter einen Ar-
beitssuchenden beispielsweise länger als zwei Wo-
chen nicht gesehen hat, dann folgt eine entspre-
chende Mahnung an den Anbieter. Die Qualitätssi-
cherung selbst wird in allen Ländern über Code of
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Conducts oder Qualitätssiegel zu regulieren ver-
sucht.

Letztlich unterlag der Umgang der öffentlichen Auf-
traggeber mit dem Problem des Creaming und Par-
king auch einem Lernprozess. Der Jobseeker Ac-
count ist das deutlichste Beispiel, mit dem durch die
Einführung eines neuen Instrumentes bis dahin be-
klagte Missstände beseitigt werden sollten (Produc-
tivity Commission 2002: 9.13). In den Niederlanden
wurde eine Regelung eingeführt, bei der die Ar-
beitssuchenden den obligatorischen Bericht ihres
Anbieters an UWV unterschreiben müssen. Auch
dies soll zu einer Stärkung der Kunden und gleich-
zeitigen Kontrolle der Anbieter beitragen.

Ob Creaming bei privaten Anbietern oder in einer
öffentlichen Arbeitsverwaltung stärker vorkommt,
ist schwierig zu beantworten. Im Gegensatz zum
Creaming in einer öffentlichen Arbeitsverwaltung
hat die Beauftragung privater Anbieter aber zumin-
dest in Australien zu einer hohen Sensibilisierung
bezüglich des Problems geführt, so dass die Dienst-
leistungserfüllung auch durch eine starke Öffentlich-
keit kontrolliert wird. Eine politische Komponente
hat vor allem die hohe Kosten-Nutzen-Transparenz,
die das Contracting-out im Gegensatz zu einer öf-
fentlichen Behörde nach sich zieht. Denn die starke
monetäre Ausrichtung des Vermittlungsregimes und
das rationale Kalkül der Anbieter können dazu füh-
ren, dass manche Personen einfach als unvermittel-
bar „abgestempelt“ werden. Das entsprechende
Verhalten der Anbieter ist dabei die logische (und
vielleicht sogar von der Regierung bewusst in Kauf
genommene) Konsequenz einer nicht ausreichenden
Vergütung (vgl. auch Dockery/Stromback 2001:
447). Die Regierung muss also klarer als bislang die
Kosten ihrer Arbeitsmarktpolitik öffentlich recht-
fertigen.

5 Öffentlich-private Aufgabenteilung

Die Erfahrungen des Contracting-out in Australien,
den Niederlanden und den britischen Employment
Zones zeigen, dass die Beauftragung privater An-
bieter mit der Arbeitsvermittlung im Wesentlichen
positiv zu beurteilen ist. Interessanterweise werden
private Anbieter in den untersuchten Ländern vor
allem mit der Vermittlung von marktfernen Kunden
beauftragt, während für marktnahe Arbeitssu-
chende die stark geschrumpfte öffentliche Arbeits-
verwaltung zuständig bleibt. Diese Aufteilung er-
scheint zunächst paradox, wenn man davon ausgeht,
dass zum einen besonders marktferne Arbeitssu-
chende der staatlichen Hilfestellung bedürfen und
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zum anderen die private Arbeitsvermittlung tradi-
tionell auf marktnahe Arbeitssuchende ausgerichtet
ist.

Für die Zuständigkeit der öffentlichen Arbeitsver-
waltung hinsichtlich marktnaher Arbeitssuchender
sprechen mehrere Gründe, die vor allem aus der Ar-
beitsmarkttheorie abgeleitet werden können und
damit die Grenzen einer rein organisationstheoreti-
schen Analyse deutlich machen.26 Erstens benötigen
marktnahe Arbeitssuchende per Definition keine
maßgeschneiderten Maßnahmen, sondern vor allem
den Zugang zu ausreichend guten Informationen
über offene Stellen und die Situation am Gesamtar-
beitsmarkt. Der Arbeitsverwaltung kommt daher Ð
wie dies beim „Virtuellen Arbeitsmarkt“ der BA
der Fall ist Ð eine Meta-Funktion zu, indem die In-
formationen gebündelt werden. Diese landesweite
und den gesamten Arbeitsmarkt umspannende Auf-
gabe ist am besten durch eine einheitliche Organisa-
tion zu erfüllen. Die Information über offene Stellen
kann dabei als ein natürliches Monopol interpretiert
werden.

Zweitens ist die Finanzierung von Vermittlungs-
dienstleistungen für marktnahe Arbeitssuchende
problematisch. Denn viele marktnahe Arbeitssu-
chende finden auch ohne staatliche Unterstützung
eine neue Arbeit (Pischner/Schupp/Wagner 2002;
Anxo/Storrie 1999). Deshalb steht die öffentliche
Hand vor der Herausforderung, die Prämien für
marktnahe Arbeitssuchende derart zu gestalten,
dass Ineffizienz im Sinne von Wohlfahrtsverlusten
(Deadweight Loss) verhindert werden kann. Wenn
als Folge nur sehr geringe Vermittlungsprämien ge-
zahlt werden, führt dies dazu, dass eine öffentlich-
finanzierte Dienstleistung für marktnahe Arbeitssu-
chende faktisch nicht existent ist (vgl. Australien).
Werden zu hohe Prämien gezahlt, kommt es hinge-
gen zu erheblichen Mitnahmeeffekten (vgl. Vermitt-
lungsgutschein in Deutschland). Sinnvoller ist es da-
her, dass die öffentliche Arbeitsverwaltung diese
einfachen Standardleistungen erbringt.

Drittens bleibt durch eine öffentliche Zuständigkeit
für marktnahe Kunden die direkte Verbindung von
Leistungsverwaltung und Arbeitsvermittlung für
diese Zielgruppe erhalten. Angesichts der teilweise
nur sehr kurzen Bezugszeit von Leistungszahlungen
für marktnahe Kunden ist für einen reibungslosen
Ablauf eine Integration beider Bereiche in eine In-
stitution effizient. Dadurch kann der administrative
Aufwand an den Schnittstellen reduziert werden.

26 Der Bezug zu Deutschland in den nachfolgenden Ausführun-
gen soll zur Konkretisierung der Argumentation dienen.
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Viertens hat die Arbeitsverwaltung in vielen Län-
dern, so auch in Deutschland, eine weit über die
reine Vermittlungstätigkeit hinausgehende Verant-
wortung für die Funktionsweise des Arbeitsmarktes.
Die Vorstellung, dass zukünftig regionale Dienst-
stellen des Bundesministeriums für Wirtschaft und
Arbeit Arbeitsmarktpolitik in den Bundesländern
organisieren, wie es in Australien der Fall ist, er-
scheint unrealistisch. Die Existenz einer schlanken
Arbeitsverwaltung kann demgegenüber als regio-
nale Plattform für die Vernetzung von Akteuren am
Arbeitsmarkt dienen und so einen, über die indivi-
duelle Eingliederung von Arbeitssuchenden hinaus-
gehenden Blickwinkel für regionale Herausforde-
rungen schärfen.

Schließlich und fünftens erhält die öffentliche Hand
durch die Aufrechterhaltung einer schlanken Ar-
beitsverwaltung, die die Vermittlung marktnaher
Zielgruppen übernimmt, die Infrastruktur zur direk-
ten Aufgabenerfüllung für andere Bereiche (z.B.
Berufsberatung, kurzfristige arbeitsmarktpolitische
Programme). Für Deutschland spielt dabei zusätz-
lich die Verantwortung der BA für die Vermittlung
von Auszubildenden eine Rolle, bei der die Tarif-
partner eine wichtige Funktion haben. Die Beibe-
haltung einer solchen strategischen Steuerungsfähig-
keit entspricht auch der öffentlichen Reservefunk-
tion im Sinne des Gewährleistungsstaats, da die
Erfüllungskompetenzen nicht vollkommen und un-
revidierbar abgegeben werden (Schuppert 2005).

Am Ende der Aufgabenkritik bei der öffentlichen
Arbeitsvermittlung steht also nicht die vollständige
Substitution bzw. Privatisierung, sondern eine Kom-
plementarität entlang der beiden wesentlichen Be-
gründungen für eine öffentlich gewährleistete Ar-
beitsvermittlung (Informationstransparenz und sozi-
alpolitische Verantwortung). Damit ist das Contrac-
ting-out auch mit den Forderungen des neuen
verwaltungspolitischen Leitbildes der Public Gover-
nance vereinbar, bei dem nicht allein Kosteneffizi-
enz und schlanker Staat im Mittelpunkt stehen, son-
dern sich der öffentliche und private Sektor entspre-
chend ihrer jeweiligen Stärken ergänzen (Jann
2002).

6 Schlussfolgerungen

Die internationalen Erfahrungen machen deutlich,
dass die Übertragung der Aufgabendurchführung an
private Anbieter für die öffentliche Arbeitsvermitt-
lung Vorteile gegenüber einer öffentlich-bürokrati-
schen Struktur bieten kann. Allerdings sind die Be-
funde derzeit Ð mit Ausnahme der Effektivitätsstu-
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dien aus den britischen Employment Zones Ð noch
stark qualitativer Natur. Gleichwohl entsprechen
die implementierten Contracting-out-Strukturen
(bei allem Optimierungspotenzial im Detail) in
wichtigen Parametern den theoretischen Forderun-
gen. Hierzu zählen neben der Flexibilität für private
Anbieter bei der Aufgabenerfüllung vor allem die
ergebnisabhängige Vergütung, der Wettbewerb um
öffentliche Aufträge und die strikte Performanzmes-
sung. Um weitere belastbare quantitative Befunde
zu generieren, ist es jedoch nötig, geeignete Pro-
grammzuschnitte (wie die britischen Employment
Zones) zu wählen, um dadurch private und öffentli-
che Aufgabenerfüllung direkt vergleichen zu kön-
nen. So könnte für exogene Faktoren kontrolliert
und der wirkliche Nutzen privater oder öffentlicher
Aufgabenerfüllung gemessen werden.

Die Erfahrungen mit der umfangreichen Beauftra-
gung privater Anbieter sollten sich auch im Reform-
prozess der BA niederschlagen (vgl. hierzu ausführ-
lich Bruttel 2005d). Denn die bisherigen Erfahrun-
gen beim Umbau der BA lassen mitunter Zweifel
aufkommen, ob die mikrosoziale Dimension der Or-
ganisationsreformen nicht unterschätzt wurde
(Schmid 2004: 13). So lässt sich beispielsweise Flexi-
bilität nicht per Dienstanweisung durchsetzen oder
durch Weiterbildung verordnen. Vielmehr ist eine
„‘can do’ management culture“ (Griffiths/Irving/
McKenna 2003: ii) der Schlüssel zum Erfolg, Fallma-
nager tatsächlich dazu zu bewegen, von ihrer Flexi-
bilität Gebrauch zu machen. Entsprechend negativ
sind die Auswirkungen auf Fallmanager, wenn ihnen
zwar Flexibilität versprochen wird, diese aber, wie
beispielsweise bei Jobcentre Plus, in der Realität hin-
ter den geweckten Erwartungen zurückbleibt.

Die derzeitige Einbindung privater Anbieter in die
Vermittlungsaufgaben durch Personal-Service-
Agenturen, Vermittlungsgutscheine oder Beauftra-
gungen nach §§ 37 und 421i SGB III ist zwar noch
sehr gering. Dennoch könnte sie ein ähnliches Sta-
dium der Marktentwicklung sein wie in den Unter-
suchungsländern, um bei einer anschließend breiter
angelegten Privatisierung auf einen kräftigen Markt
zurückgreifen zu können. Mit der breiten Träger-
landschaft in der aktiven Arbeitsmarktpolitik ver-
fügt Deutschland bereits über ein wertvolles Funda-
ment, auf das es aufzubauen gilt.

Die positive Bewertung der Erfahrungen hat aber
auch gezeigt, dass das Contracting-out hohe Anfor-
derungen an das öffentliche Vertragsmanagement
stellt. Die Performanzmessung setzt ebenso wie die
Vertragsvergabe oder die Kontrolle der Anbieter
ein umfangreiches Know-how innerhalb der öffentli-
chen Verwaltung voraus, das es zunächst aufzu-
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bauen gilt. Mangelt es hier an Expertise, kann das
Contracting-out zu negativen Ergebnissen (wie z.B.
Creaming und Parking) führen. Gleichwohl war bei
der öffentlichen Hand in den drei Beispielländern
eine teilweise eindrucksvolle Lernkurve zu erken-
nen. Aufgrund des diskretionären Charakters der
Verträge über einen relativ kurzen Zeitraum sind
Veränderungen deutlich einfacher umsetzbar als die
Reform einer dauerhaft errichteten und mit zahlrei-
chen internen Reformwiderständen versehenen Be-
hörde.

Für die Beurteilung ist schließlich die Unterschei-
dung zwischen dem Contracting-out als Instrument
und der grundsätzlichen Ausrichtung der Arbeits-
marktpolitik wichtig. Sowohl in Australien als auch
den Niederlanden wurde kritisiert, dass durch das
Contracting-out insbesondere das Volumen der
Weiterbildung für Arbeitssuchende abgenommen
hat. Dies ist zweifelsfrei richtig. Allerdings ist dies
nicht die primäre Schuld der privaten Anbieter, son-
dern der politischen Vorgaben. Wenn die öffentliche
Hand ein Interesse an Weiterbildung als Teil des
Fallmanagements haben würde, wäre dies über ent-
sprechende Finanzierungssysteme möglich (Produc-
tivity Commission 2002: 10.22).

Im letzten Jahr haben sich mit Dänemark und Bel-
gien zwei weitere Länder entschieden, wesentliche
Teile ihrer Arbeitsvermittlung als Contracting-out
zu organisieren. Diese Form der Privatisierung der
öffentlichen Arbeitsvermittlung gewinnt damit über
verschiedene Wohlfahrtsregime hinweg an Bedeu-
tung. Deshalb sollte auch für Deutschland ein ent-
sprechender Weg offen diskutiert werden.
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